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DER AUSBAU DER AMTLICHEN 
AMERIKANISCHEN AUSZENHANDELSFÖRDERUNG IM 

ZEICHEN DES KRIEGES.
Von S ty L ^ n g .  Dr. TH. SCKUCHA8T, Berlin.

Seit Mitte der neunziger Jahre is t die Entwicklung des Außenhandels der 
V ereinigten Staaten in stark beschleunigtem Schrittmaß vor sich gegangen. 
D ieser Aufschwung dauerte etwa 10 Jahre. Nach wenigen Jahren der Ruhe 
setzte aber von 1910 ab aberm als eine sprunghafte Steigerung ein. Was 
Europa in  seiner Beteiligung an der amerikanischen Aus- und Einfuhr verlor, 
gew annen restlos bis 1905 die nordam erikanischen L än d e r1), von da ab 
nahmen langsam steigend Südamerika und teilweise auch die sonstigen Erd
teile an dem Gewinn teil. Anders ausgedrückt: Nachdem die amerikanische 
Volkswirtschaft in immer größerem  M aße zur Verfeinerung ihrer Erzeug
nisse ¡übergegangen w ar und sich h ier dank der eigentümlichen Erzeugungsbedin
gungen d.e m assenhafte H erstellung feinverarbeiteter industrieller G egenstände 
mit besonderem  Erfolg zu entwickeln vermochte, bewarb sich die Union 
im mer nachdrücklicher um Absatzmöglichkeiten in den ihm geographisch gün
stig gelegenen, noch stark im wirtschaftlichen Aufschluß befindlichen Ländern.

Aber erst die W ilsonsche Ära machte die planm äßige Förderung des 
Außenhandels in den V ereinigten Staaten zu einem H auptpunkt des politischen 
Program m s. Die neue demokratische Regierung bestimmte, wie bekannt, in 
der Zolltarifrevision vom O ktober 1913 eine merkliche H erabsetzung der Zölle. 
Damit ta t sie nicht nur einen Schritt zur Verbilligung der inländischen W irt
schaft, zumal auf gewerblich^industriellem G ebiet, sondern sie erzw ang auch 
eine Steigerung der technisch-wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, geleitet von 
dem ausdrücklichen Vorsatz, mit ihrer Hülfe die Stellung Amerikas auf dem "Welt
m arkt kraftvoll zu erw eitern.

Zur Verwicklichung dieses Gedankens hat die W ilsonsche Regierung in der 
T at keine G elegenheit vorübergehen lassen, die amerikanische Geschäfts-

J) Zu diesen rechnen die V ereinigten Staaten Kanada, die mittelam eri
kanischen Staaten, Kuba und W estindien.
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weit aufzuklären und zu erm untern. Am frühesten fand sie bei der G ro ß 
banken w erktätige G egenliebe, die auf K apitalanlagen im Auslande wie ü b e r
haupt auf die F örderung am erikanischer G eschäftsunternehm en in jenen Ländern 
schon seit geraum er Zeit ih r  A ugenm erk gelenkt hatten. Doch schon bald 
verm ochte die R egierung, unterstü tzt von der durchw eg großzügigen  A uffassung 
des A m erikaners in  W irtschaftsdingen, den G edanken der N otw endigkeit einer 
stärkeren Beteiligung Amerikas an der A uslandversorgung auch erfolgreich 
in die Reihen der führenden heimischen W irtschaftsorganisationen zu tragen, 
vor allen Dingen der T rusts, die sich nun m it erstaunlichem  Eifer für ihn 
einsetzten. W ährend die nordam erikanischen Länder, vor allen D ingen Kanada, 
in den V ereinigten Staaten und ihrer leistungsfähigen Industrie gew isser
m aßen ihre natürlichen Lieferanten erblickten, machten die als besonders zu
kunftsreich angesehenen latein-am erikanischen M ärkte den N ordam erikanem  zu
nächst g roße Schwierigkeiten. So w urde Latein-Amerika im m er m ehr zum bevor
zugten Tum m elplatz der vielseitigen von P rivaten  und von der R egierung un ter
nom m enen B estrebungen, ln k luger Einschätzung der Empfindlichkeit des 
Latein-Am erikaners, die durchaus nicht unbegründet ist, verlegte man sich im 
G eiste des im mer kräftiger erstarkenden Pan-A m erikanism us m ehr und m ehr 
darauf, sich den Latein-Amerikanern nicht nur auf geschäftlichem , sondern 
auch auf geistigem , gesellschaftlichem und sozialem G ebiet zu nähern.

So konnte die gedankliche Einstellung auf eine großzügige nationale A ußen
handelsförderung als vollkommen erreicht gelten, als der K rieg ausbrach. Aus 
dem einstigen Schlagw ort der W ahlkäm pfe w urde in w enigen W ochen das all
gem eine Kampfgeschrei. W ie ein Rausch erfaßte  alle wirtschaftlich beteiligten
Kreise der Gedanke, bei dem w irtschaftlichen D urcheinander des Krieges 
auch auf den Auslandm ärkten als tertius gaudens geschäftlich zu trium phieren.
Und so berichten seit m ehr als Jahresfrist täglich die am erikanischen Z ei
tungen von neuen Plänen, die unter der unm ittelbaren W irkung des Krieges 
drüben von der Industrie, dem H andel, d er Schiffahrt, der Finanz und nicht zuletzt 
von der R egierung selbst zur V erw irklichung jenes Zieles gefaß t w urden und 
in der A usführung begriffen sind.

Alle diese Regungen, so ungeklärt und weitschichtig sie auch gelegen t
lich sein m ögen, sollten in ih rer W irkung nicht unterschätzt wrerden. Sie zeugen 
sam t und sonders von seltener E inm ütigkeit und echt am erikanischem  O ptim is
mus. Die am erikanische O rganisationstechnik ist, w enn  man sie durch den 
Schleier des Politischen zu verfolgen versteht, selten kleinzügig. Sie läß t sich 
von Fehlschlägen so leicht nicht auf die D auer entm utigen. W enn einmal 
in jahrelangem  Bemühen durch hingehendste W erbearbeit in allen Volksschichten 
eine bestim m te V orstellung jedem am erikanischen H irn eingehäm m ert w or
den ist, w enn die P resse unablässig und einm ütig in allen denkbaren Zusam m en
hängen im m er und im m er w ieder die gleichen G edankengänge berüh rt und die 
G röße der Frage das In teresse der Leserw elt suggestiv  heischt, so pflegen d rü 
ben die Ergebnisse, wie andere A rbeitsgebiete zeigen, nicht m ehr lange auf 
sich w arten zu lassen. V or allen D ingen wird, sobald es an den Ausbau eines 
so tief ins Volk getriebenen zukunftsreichen G edankens geh t, m it einer für 
deutsche V erhältnisse nahezu unbekannten Einm ütigkeit gehandelt. Um so 
bedauerlicher ist es, daß man in D eutschland tro tz  vieler W arnungen von 
berufener Seite in  den letzten Jahren die V orgänge in den V ereinigten S taaten
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auf detw Gebiet der A ußenhandelsförderung viel zu wenig beachtet hat. Das 
dürfte  zum größten  Teil darauf zurückzuführen sein, daß der überw iegende 
Teil der deutschen P resse fremdländischen W irtschaftsentwicklungen verwickel
t e r  Art bis heu te  nu r iein eingeschränktes V erständnis entgegenbringt und die 
Tatsache vernachlässigt, daß durch sie infolge der heutigen engen w eltw irtschaft
lichen Verknüpfungen überaus wichtige Zukunftsfragen der eigenen W irt
schaft unm ittelbar berührt werden. Auch während des gew altigen Kriegsdramas 
■sollten wir, wenngleich die Ereignisse im engeren Gesichtskreis natürlich heute
die deutsche Presse beherrschen, die Augen offen halten für die groß
angelegten kraftvollen Bewegungen, die mit Bezug auf die weltwirtschaftliche 
Zukunftstellung der Union seit langem im G ange sind, und die, jetzt durch 
den Krieg plötzlich entfesselt, mit Gewalt danach drängen, sich auszuleben.

Es ist bekannt, daß sich die B undesregierung seit Jahren angelegen 
sein läßt, ihre noch vor 15 Jahren wenig entwickelten Einrichtungen zur För
derung des heimischen Außenhandels zu verbessern. Das Grundübel des äußeren 
Dienstes lag darin, daß die Beamten mit der jeweils herrschenden Regierungs
partei wechselten (spoil System) und zu gering bezahlt waren. Ein w ichtiger 
Schritt zur B esserung w ar daher die Annahme einheitlicher Prüfungs- und An
stellungsvorschriften fü r diie Beamtenschaft des konsularischen Dienstes. Die 
Erfolge, die gerade auf diesem G ebiete in wenigen Jahren durch die Roose- 
veltsche Reform des Jahres 1906 erzielt w urden, darf man, wenngleich sie 
bis heute noch weit von Vollkommenheit entfernt sind, nicht zu gering bewerten. 
W enn z. B. die Einheitlichkeit des Konsularwesens in Amerika bisher noch 
nicht annähernd erreicht ist, was daraus ersichtlich ist, daß eine seh r große Anzahl 
am erikanischer Konsuln und K onsularvertreter nichtamerikanischer Nationalität 
sind, so is t doch die durchschnittliche Beschaffenheit der Beamtenschaft ohne 
Zw eifel sehr verbessert worden, und dam it hat sich die Leistungsfähigkeit 
des Dienstes nennensw ert gehoben.

U nter den O rganisationen, welche den Gedanken der Außenhandelsför
derung  in d er Union auf breitester G rundlage vertreten, ist mit an ers te r Stelle 
die , C h a m b e r  o f  C o m m e r c e  o f  t h e  U n i t e d  S t a t e s  in W ashington 
D. -C. zu nennen. Sie w urde erst im Jahre 1912 gegründet. H eute gehören 
ihr nahezu sämtliche Handelskam m ern der V ereinigten Staaten und ihrer 
Kolonialgebiete an, fast 700 M itglieder. Diese von ihren ersten Anfängen an 
überaus tatkräftig  und- geschickt geleitete O rganisation betrachtet die Förderung 
des H andels und des W arenaustausches (encouragem ent of trade and inter- 
course) als eine ih rer vornehm sten Aufgaben. Zur wirksamen V ertretung ihrer 
Interessen bedient sie sich übrigens unter anderem einer eigenen Zeitung, des 
allmonatlich erscheinenden hervorragend geleiteten „N ation’s Business.“ x) 
Dieses O rgan is t durchaus auf Zusam m enfassung der gesam ten nationalen W irt
schaftsinteressen ohne Berücksichtigung des Parteistandpunktes gestimmt. Der 
in ihm gebotene Stoff ist durchaus Tatsachensamm lung, und deshalb verdient 
diese Z eitung auch in Deutschland ganz besondere Beachtung.

Schon im Jahre 1913 hat sich die Handelskam m er der Vereinigten Staaten 
mit dem Ausbau der amtlichen A ußenhandelsförderung in einem ausführlichen 
Bericht beschäftigt. In diesem tra t sie hauptsächlich ein:

0  Bezugpreis 1 $ für das Jahr.
1*
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1) für die A nstellung von H andelsattaches, die als Beamte des H andelsm ini
sterium s den amerikanischen G esandtschaften, beglaubigt durch das 
M inisterium des A uswärtigen, beigegeben w erden,

2) für die V erm ehrung der H andelssachverständigen (Comm ercial agents),
3) für die V erbreitung einer besonderen U ntersuchung nordam erikanischer 

G eschäftsm öglichkeiten in Südam erika.
Diese V orschläge fanden damals die W ürdigung der R egierung. Den 

gegebenen A nregungen entsprechend w urde Ende 1913 das Bureau of Foreign 
and D omestic Comm erce, diejenige Abteilung des H andelsm inisterium s, der 
als Z entralam t die O rganisation des H andelsförderungsdienstes und die Bearbei
tung  und V erbreitung des N achrichtenstoffes obliegt, w eiter ausgebaut. O b
gleich dam it der G eldbedarf bei der Erfüllung aller V orschläge von 323 300 $  
auf 759630 $  s t ie g 2), sah man in der A usdehnung der Z entralstelle seitens 
der R egierung und des A usschusses der H andelskam m er der V ereinigten Staaten 
nur den ersten Schritt auf dem W ege des schon damals als unerläßlich 
erkannten w eiteren Ausbaues. Man w ar sich darüber klar, im Augenblick nur 
so viel 'zu tun, als nach dem Urteil der Sachverständigen bei sofortigem  Ein
greifen zur V orbereitung des vollständigen A usbaues möglich war.

W ie der H andelsm inister Redfield über sein Program m  dachte, zeigt ein 
Brief an den Bundespräsidenten, in dem er erklärte:

„D ie Summe von annähernd 760 000 <§, die als notw endig für die eige
nen Arbeiten des Bureaus zur Bewilligung empfohlen wird, ist w eniger als 
1/200 vH des G esam thandels, der unter der Aufsicht des Bureaus w ährend 
des letzten Jahres sta ttfand .“
Redfield behauptet dann, daß die ganze nach diesen V orschlägen erforder

liche B eam tenschaft kaum x/ 10 der Personenzahl betrage, die von d er deutschen 
Regierung allein innerhalb der V ereinigten Staaten zu gleichen Zwecken an
gestellt sei 3), wie überhaupt D eutschland auf diesem G ebiete von den Ameri
kanern — leider sehr m it U nrecht — als vorbildlich angesehen wird. Schließ
lich bem erkt er:

„W ir haben m ehrere H undert Millionen Dollar auf den Bau des 
Panam akanals verw andt, und die Völker der W elt w arten auf seine B enut
zung. W ir selbst haben indessen beinahe nichts Tatsächliches getan, um 
den Handel über Panam a für uns nutzbar zu machen, obgleich er uns 
w enigstens zum Teil für die ungeheuren A nlagekosten entschädigen könnte.“ 
In der T at w urden damals wohl mit Rücksicht auf die Lage der Bundes

finanzen vom Parlam ent erhebliche Abstriche an dem vom H andelsm inisterium  
vorgelegten Program m  gemacht. H eute indessen sind die Aussichten für 
die Annahme der gem achten V orschläge wesentlich günstiger, da der G edanke 
der nachdrücklichsten A ußenhandelsförderung unter der W irkung des W elt
krieges außerordentlich volkstümlich gew orden ist.

Im April 1915 fanden erneut Beratungen der H andelskam m er m it dem 
Leiter des Zentralam ts in W ashington und dem H andelsm inister sta tt, und

2) H ier ist auch der A ußendienst des Bureaus eingerechnet.
3) Nach dem H andbuch des D eutschen Reiches betrug  1914 die Zahl der 

deutschen A m tsvertreter im festländischen Teil der V ereinigten Staaten 
(ausschließlich der Botschaft und der K onsularagenten) 35.
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schon am 28. Juni w urde in New York der Bericht des Ausschusses für die 
W eiterausgestaltung der O rganisation ers ta tte t und ohne W iderspruch an
genomm en.

Die Vorschläge, die 1913 zur R eorganisation des Zentralam ts führten, 
g ründeten sich durchgehends auf die A nregungen der H andelskam m er der 
V ereinigten Staaten, die in dem erw ähnten Bericht vom N ovem ber 1913 
niedergelegt w aren. Ihre neuesten Vorschläge beziehen sich auf die seinerzeit 
schon ins Auge gefaßte W eiterentwicklung jenes Zentralam ts. W eiter enthal
ten sie in der H auptsache Empfehlungen für die V erm ehrung der H andels
sachverständigen und -Attachés sowie für die Ausdehnung und den Ausbau des 
konsularischen Dienstes, durch den die Zentrale ja den größten  Teil ihres 
Nachrichtenstoffs über das Ausland erhält. D ieser Bericht, der in sehr ein
gehender W eise die Fragen der staatlichen amerikanischen Außenhandelsförde
rung behandelt und mit großem  Sachverständnis und Geschick bearbeitet ist, 
stellt ein in m ancher Beziehung höchst interessantes Schriftstück dar. Ihm wäre 
auf deutscher Seite die g röß te  Beachtung dringend zu wünschen.

Der Ausschuß leitet seine Äußerungen mit dem Hinweis darauf ein, daß, 
wie bere its  erwähnt, seine V orschläge vom Jahre 1913 nur als vorläufige anzu
sehen gew esen seien. Ein A usbau der O rganisation in größerem  Rahmen er
scheine ihm gerade im jetzigen Zeitpunkt als zwingend begründet durch 
die ungew öhnlich günstige G elegenheit, diejenigen N ationen, die früher in 
großem  Umfange von europäischen Handelsbeziehungen abhängig waren, durch 
Entwicklung des amerikanischen Außenhandels zu versorgen. Diese glänzende 
G elegenheit könne man —• so wird hervorgehoben — nur bei vollständigem 
M angel an Umsicht und gänzlicher M ißachtung der G eschäftsinteressen und 
der allgemeinen W ohlfahrt der V ereinigten Staaten unerfüllt vorübergehen 
lassen. Mit Nachdruck wird betont, daß Amerika in keiner Beziehung für 
das gegenw ärtige Völkerringen in Europa verantwortlich sei, dessen unerw ar
te te r  Ausbruch sogar die Union in die G efahr einer Panik gebracht habe. Indem 
man die W eltm ärkte, die jetzt von den kriegführenden Nationen nicht ver
so rg t w erden, bearbeite, diene man nicht nur den besten Interessen der eigenen 
Nation und der Sicherung ihrer Zukunft, sondern auch vor allen Dingen den 
besten Interessen der neutralen Nationen. Von diesem Standpunkt ausgehend 
betrachte es der Ausschuß als einen Fehler des Handelsministeriums, daß 
es sich nach Ausbruch des Krieges darauf beschränkt habe, vom Kongreß 
nur den M ehrbetrag von 25 000 $  für die Bearbeitung der latein-amerika
nischen Abteilung zu fordern.

Bei seinen V orstudien hat sich der Ausschuß in umfassendem M aße mit 
sachlichen U nterlagen vom Zentralam t versorgen lassen. N ichtsdestow eniger 
leg t er W ert darauf, zu erklären, daß er zu den von ihm angeführten Schluß
forderungen selbständig und unabhängig von den Ansichten der Persönlich
keiten dieser Stelle sowie des Handelsm inisters gekommen sei.

Ehe der Bericht auf Einzelheiten eingeht, wird es für notw endig erachtet, 
die Frage zu erörtern, von welchem Standpunkt aus man es verantw orten kann, 
daß man für den Außenhandel seitens der B undesregierung erhebliche Auf
wendungen mache, obgleich man dem inneren Handel ähnliche Fürsorge nicht a n 
gedeihen lasse. Die A ntw ort au f diese immerhin etwas überraschende Frage 
w ird  in dem Sinne gegeben, daß die Förderung des Außenhandels unmittcl-
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bar der allgem einen W ohlfahrt des Landes zugute komm e, und daß auf dem 
G ebiete des ausw ärtigen H andels im G egensatz zu dem inneren H andel 
außerordentlich w enig durch privates V orgehen erreicht w erden könne. Ohne 
das Ansehen des Staates ließen sich keine Erfolge gegenüber staatlichen V er
fügungen und E inrichtungen des Auslandes erzielen. Anderseits könne man vom 
amerikanischen Kaufmann nicht erw arten, daß  e r sich bei seinen A uslandsgeschäf
ten wegen der U nsicherheit der R echtsverhältnisse in gefährliche Lagen be
gebe. Besonders nachdrücklich aber w ird hervorgehoben, daß die Auf
wendungen der V ereinigten Staaten tro tz  ihrer g roßen Erhöhung in den letzten 
Jahren  erheblich hinter den Summen Zurückbleiben, die seitens der H aupt
m itbew erber am W eltm arkt fü r gleiche Zwecke gem acht w ürden.

Die V orschläge des Ausschusses beziehen sich auf das mit dem 30. Juni 1017 
endende R echnungsjahr; doch tr itt er mit allem N achdruck dafür ein, daß 
sie sofort ausgeführt w erden, und daß nicht bis zu  ̂Beginn des R echnungsjahres 
1917 gew arte t werde. Dies w ird w iederum  mit der Rücksicht auf die der 
Entwicklung des am erikanischen A ußenhandels ganz besonders günstigen  gegen
w ärtigen W eltverhältnisse und mit der U ngew ißheit darüber begründet, wie 
lange diese günstige Periode dauern werde.

Im einzelnen laufen die V orschläge des Ausschusses auf folgendes hinaus:
1) Ausbau des Zentralam ts in W ashington,
2) Förderung des amerikanischen H andels in der ganzen W elt mit Aus

schluß von Latein-Amerika, für das besondere Bewilligung erfolgt,
3) Förderung des amerikanischen H andels in Latein-Amerika,
4) A usdehnung des D ienstes der H andelsattaches,
5) Ausbau der von der Zentralstelle W ashington im Inland unterhaltenen 

Bezirksbureaus,
6) V orschläge in bezug auf die Zulassung zum konsularischen D ienst.
7) A usdehnung des konsularischen D ienstes,
8) Ausbau der Statistik fü r den inneren Handel.
Im Zusam m enhänge m it diesen w eitschichtigen Fragen hat es der Aus

schuß für eine Pflicht gehalten, sich nicht m it seinen V orschlägen in d ie  
Einzelheiten der inneren O rganisation zu begeben, sondern er leg t W ert 
darauf, daß diese sowie auch die V erteilung der G ehälter den mit der Leitung 
der einzelnen Stellen betrauten R egierungsstellen überlassen w erden.

W as den A u s b a u  d e s  Z e n t r a l a m t s  i n  W a s h i n g t o n  betrifft, 
das den Samm elpunkt und die A ufbereitungsstätte allen Stoffes bildet, und von, 
dem aus die verschiedenen zur E rgänzung des konsularischen N achrichten
stoffes geschaffenen O rganisationen einheitlich geleite t w erden, so wird 
seine unm ittelbare Dringlichkeit betont. Schon 1914 fanden erhebliche M ehr
aufw endungen für die Entwicklung dieses D ienstes besonders im A uslande statt. 
Damals w urde m it der Bestellung von H andelsattaches der A nfang gem acht 
Gleichzeitig w urden die Stellen der H andelssachverständigen verm ehrt. H ier
durch dehnte sich der N achrichtenstoff über frem de M ärkte und H andelsm öglich
keiten im A uslande wesentlich aus. G leichzeitig aber hatte  man davon ab 
gesehen, ergänzende G eldmittel fü r die B earbeitung des nun viel um fang
reicheren Stoffes im Zentralam t bereit zu stellen. Die Folge davon w ar eine 
Ü berlastung und V erzögerung an dieser Stelle derart, daß es nicht m öglich 
w ar, vorläufig den vollen Nutzen aus der Tätigkeit der dam als bestellten A ußen-
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Vertreter zu ziehen. Mit Rücksicht darauf und die gleichzeitig vorgesehene 
V erdopplung der Zahl der H andelsattaches w ird es deshalb als unerläßlich 
betrachtet, das Z entralam t, sow eit es mit der A usw ertung des Nachrichtenstoffes 
und der Abwicklung des geschäftlichen V erkehrs zu tun hat, unverzüglich erheb
lich w eiter auszubauen. D ieser Ausbau des inneren Dienstes soll sich im ein
zelnen erstrecken: <

1) auf die allgemeine Verwaltung,
2) auf die A bteilung für Veröffentlichungen,
3) auf die Samm lung und Bearbeitung frem dländischer Zolltarife,
4) auf die Verteilung des Nachrichtenstoffes,
5) auf die U ntersuchungs- und Ü bersetzungsabteilung,
6) auf die Behandlung des Briefwechsels,
7) auf das R egistraturw esen und die Stoffverwaltung.
Die für diesen Teil der staatlichen A ußenhandelsförderung geforderten 

M ehraufwendungen bedeuten nahezu eine V erdoppelung: 1917 sollen 206 210 $  
gegenüber 119 200 $  im laufenden Jahre verausgabt werden. D ieser M ehr
aufw and soll allen Zw eigen des inneren D ienstes im Zentralam t zugute kom 
men. Besonders reich bedacht w erden die folgenden: Bei der Sammlung
und B earbeitung fremdländischer Zolltarife sollen künftig 11 Beamte mit einem 
Aufwand von 18 500 $  gegen 6 mit 9000 $  in diesem Jahre beschäftigt 
w erden; bei der V orbereitung des Nachrichtenstoffes für die V erteilung sol
len sta tt bisher 5 künftig 10 Beamte verw endet werden, die U ntersuchungs
und Ü bersetzungsabteilung soll von 3 auf 12, die den Schriftwechsel erledigende 
Abteilung von 10 auf 26 Köpfe gebracht werden.

Bereits seit einigen Jahren wird der innere D ienst des Zentralam ts, soweit 
seine Zweige gekennzeichnet wurden, durch eine weitere g roße Sonder
abteilung ergänzt: die Kostenabteilung. Sie w ar früher als Bureau für A rbeit
statistik (Bureau of Labour Statistics) dem M inisterium für Handel und Arbeit 
(D epartm ent of Comm erce and Labour) angegliedert, ehe von diesem das 
H andelsm inisterium (D epartem ent of Comm erce) als selbständige Amtstelle 
abgezw eigt wurde. Diese K ostenabteilung beschäftigt sich ausschließlich mit 
der U ntersuchung und V erarbeitung aller Berichtstoffe, die auf die H er
stellungskosten ausländischer W aren Bezug haben. Bei ihren Arbeiten geht 
sie sehr ausführlich auf die verschiedenen Kostenelemente ein und liefert mit 
H ülfe der vom Ausland durch die Konsuln, H andelssachverständigen usw. be
schafften Berichte und Auskünfte recht beachtensw erte Untersuchungen. Diesen 
sollte man auch im Auslande große Aufmerksamkeit zuwenden, zumal die 
Mehrzahl von ihnen durch die R egierungsdruckerei in W ashington (G overn
m ent Printing Office) von jederm ann gegen geringes Entgelt bezogen werden 
kann. '

Über den Aufgabenkreis der Kostenabteilung spricht sich das Gesetz, 
das im Jahre 1888 zu ihrer G ründung führte, in sehr anschaulicher W eise wie 
folgt aus: Sie hat den Zweck

„to  ascertain a t a s  early  a da te  as possible and w henever industrial 
changes shall make it essential, the cost of producing articles at the time 
dutiable in the United States, in leading countries where such articles are 
produced, by fully specified units of production, and under a Classification 
show ing the different elements of cost, o r approxim äte cost, of such
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articles of production, including the w ages paid in such industries p er 
day, vveek, m onth, o r year, o r  by the piece; and hours em ployed per 
day ; and the profits of m anufacturers and producers of such articles; and 
the com parative cost of living, and the kind of living; vvhat articles are 
controlled by trusts and o th e r com binations of Capital, business operations, 
or labor have on production and prices.“
Die K ostenabteilung verfügt neben der großen Zahl von A uslandvertre

tern ü b e r eigene Sachverständige, die in W ashington, in den V ereinigten S taaten 
oder im Auslande mit besonderen A ufträgen beschäftigt w erden. M eist werden 
sie als Sonderbeauftragte (spezial agents) ¡bezeichnet und als solche vielfach 
zu vertraulichen und geheim en U ntersuchungen herangezogen.

Besondere Bedeutung ha t die K ostenabteilung insofern, als die von ihr 
gem achten U ntersuchungen höchst w ertvolle M ittel zur näheren Kenntnis der 
W ettbew erbverhältnisse auf dem W eltm arkt in einzelnen Industriezw eigen und 
W arengattungen liefern. Ihre Arbeiten spielen auch bei allen Beratungen über 
A bänderungen des am erikanischen Zolltarifs erfahrungsgem äß eine wichtige 
Rolle, insofern die K ostenabteilung für sie die U nterlagen liefert. Die w irk
liche B edeutung dieser in ih rer A rt wohl einzig dastehenden Einrich
tung  ist aber noch viel g rößer, weil sie sich der M öglichkeit erfreut, neben 
ihrem sonstigen U ntersuchungsdienst im Ausland, der ebenso häufig in kind
lich-naiver wie in geschäftlich nicht einw andfreier W eise betrieben wird, sich 
bei ihren Erm ittlungen als Schlüssel der am erikanischen Zollverw altungsbe
stim m ungen zu bedienen. Die rücksichtslose H andhabung der letzteren 
ö ffnet den Sonderbeauftragten der R egierung bei ausländischen H erstellern 
und H ändlern erfahrungsgem äß T ür und T or, sie verschafft ihnen, sofern die 
betreffende Firma nicht ihre sonstigen Beziehungen nach den V ereinigten 
Staaten aufs Spiel setzen will, vollkommene Einsicht in alle Einzelheiten der 
Technik, .der O rganisation und des K ostenw esens; ein unm öglicher Zustand von 
Inquisition, dem gegenüber aber b isher alle mit Amerika in g rößerem  W arenaus
tausch stehenden Nationen vollständig ohnm ächtig  sind. W enn auch von am eri
kanischen R egierungsbeam ten gelegentlich bestritten wird, daß ein Zusam m en
hang zwischen den Arbeiten d er in der Zollverw altung und der in der K ostenab
teilung des Bureau of Foreign and Domestic Com m erce tätigen U ntersuchungs
beam ten hinsichtlich A usnutzung des M aterials besteht, so muß doch m it dieser 
organisatorisch ohne w eiteres durchführbaren V erbindung leider seit langem  
gerechnet werden.

Für den Betrieb dieser überaus w ichtigen K ostenabteilung, die den Teil 
des N achrichtenstoffes im Z entralam t verarbeitet, der sich fü r die unm ittel
bare W eitergabe und rein statistische B earbeitung nicht eignet, w erden gegen
w ärtig , wie im V orjahre, je 50 000 $  aufgew andt. D er A usschuß der H andels
kam m er hält die E rhöhung dieser Summe für 1917 auf 100 000 $  für e r
forderlich. Auffallenderweise verzichtet der Bericht auf jede besondere Be
g ründung dieser Ziffer. Das darf man wohl so deuten, daß der Ausschuß mit 
Rücksicht auf die offensichtlich w eiter zunehm ende W ichtigkeit jener Ab
teilung mit einer g latten Bewilligung dieses Postens im Parlam ent rechnet.

Trifft dies zu, so steigen die für den Innendienst des Z entralam ts zu 
machenden Aufwendungen für das R echnungsjahr 1917 auf 306 210 $  gegen  
nur 169 200 $  im laufenden Jahre.



Damit sind aber die W ünsche des Ausschusses für den Ausbau des inneren 
D ienstes noch nicht erfüllt. Zwei weitere Posten w erden für ihn schließlich 
noch in V orschlag gebracht, ein jeder im Betrage von rd. 50 000 $ , auf deren 
Begründung der Bericht m erkw ürdigerw eise nicht eingeht. Der eine ist für 
U ntersuchungen auf landwirtschaftlichem G ebiet, offenbar des Inlandes, bestimmt. 
Da jeder Einzelstaat sein eigenes Landwirtschaftsm inisterium  hat, scheint es 
sich hier um einen ersten  Versuch innerer statistischer V ereinheitlichung zu 
handeln, insofern möglicherweise daran gedacht ist, einheitliche M ethoden 
der Selbstkosten- und E rtragberechnung durchzuführen.

D er andere Posten von 50 000 $  betrifft die Schaffung einer statistischen 
Abteilung für die U ntersuchung des H andels im Landesinnern. Man plant, 
im Anschluß an U nterabteilungen des Zentralam ts in 8 Bezirken, die sich 
über das ganze Land verteilen, Zweigstellen zu errichten, an deren Spitze Sach
verständige stehen, welche mit Hülfe eines Netzes bezahlter und ehrenam tlicher 
K orrespondenten die nötigen Beobachtungen und Aufnahmen machen. Welchem 
besonderen Zweck diese dienen sollen, ist aus dem Bericht des Ausschusses nicht 
zu entnehmen. Bei Bewilligung auch dieser beiden Posten w ürde der Jahresvor
anschlag fü r den inneren Dienst des Zentralam tes fü r das Rechnungsjahr 1917 
von 169 200 $  auf nicht w eniger als 406 810 •$ steigen.

Ohne Zweifel geh t der innere Ausbau des Zentralam ts, wie er vorge
schlagen wird, über die Bedürfnisse des bisher vorhandenen N achrichten
beschaffungsdienstes erheblich hinaus. Diesen leistungsfähiger zu gestalten 
und so um fassenderen N achrichtenstoff der Zentralstelle zu sichern, erkennt 
der Ausschuß w eiter als eine unverzüglich zu verwirklichende G rundforderung an.

Die Vorschläge für den A ußendienst des Zentralam ts, welche der Aus
schuß z u r  a l l g e m e i n e n  F ö r d e r u n g  d e s  a m e r i k a n i s c h e n  H a n 
d e l s  a u f  d e n  W e l t m ä r k t e n  (ausgenommen in Latein-Amerika, das 
besonders behandelt wird) macht, beziehen sich auf eine Reihe von Einzel
heiten.

Zunächst wird zur V erbesserung der W irtschaftsnachrichtensam m lung die 
Anstellung eines leitenden Beamten verlangt, der sich ausschließlich der Lei
tung und Überwachung des gesam ten Berichts- und U ntersuchungsdienstes 
im Auslande widmet. Die Leitung dieses Dienstes hat natürlich einschließ
lich ihrer H ülfskräfte auch in W ashington ihren Sitz. Für diesen Posten wird 
ein besonderer Fachmann vorgeschlagen. Die Leitung des gleichen Dienstes 
in Latein-Amerika ist für sich selbständig.

An zw eiter Stelle steht die Forderung, den äußeren D ienst w eiter auszubauen. 
Bisher waren für die G ewinnung von H andelsnachrichten drei W ege verfüg
bar. Die H auptquelle w ar dem Bericht zufolge der Konsulatsdienst. Es 
heißt dann: Die K o n s u l n  sind im allgemeinen keine Fachleute auf irgend
welchen H andelsgebieten. Sie sind in ih rer Tätigkeit auf eine bestimmte Ö rt
lichkeit begrenzt und sprechen sich in ihren Berichten allgemein über die je
weiligen H andelsbedingungen und Geschäftsmöglichkeiten in ihrem Bezirk aus. 
Als weitere Quelle für Nachrichtenstoff kommen die H a n d e l s s a c h v e r 
s t ä n d i g e n  (commerial agents) in Betracht. Dies sind Fachleute, die sich 
mit den Erzeugungs- und M arktverhältnissen bestim m ter W aren befassen, 
sei es für eine Anzahl Länder oder fü r die ganze W elt. Sie sind nicht an eine
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feste Ö rtlichkeit gebunden, sondern reisen ständig  um her und bleiben an einem 
Platze nur so lange, als es erforderlich ist, um die E rhebungen zu beschaffen, 
zu deren B earbeitung sie bestellt sind. D er D ienst des H andelssachverständigen 
wird seit 1914 ergänzt durch den der H a n d e l s a t t a c h e s .  Es sind dies 
im allgem einen keine Leute von fachlichen Sonderkenntnissen, sondern 
Persönlichkeiten mit nachweislich geschäftlicher E ignung und E rfahrung sowie 
Kenntnis der betreffenden Landessprache, die sich in G eschäftskreisen zu 
bew egen wissen. Sie stam m en entw eder aus dem K onsulatsdienst oder dem 
D ienst des Z entralam ts und m üssen eine bem erkensw erte B efähigung für die 
Fragen der A ußenhandelsförderpng nachgew iesen haben. Diese Leute werden 
den am erikanischen A m tsvertretungen (G esandtschaften bezw. Botschaften) vom 
H andelsm inister beigegeben und haben sich ausschließlich m it dem Lande, 
in dem sie beglaubigt sind, zu beschäftigen.

Die im Jahre 1914 gem achten Bewilligungen bezogen sich unter anderem  
auf die A nstellung von H andelssachverständigen. Damals schlug der Aus
schuß zu diesem Zweck die Summe von 100 000 $  vor.

Dabei g ing er von d e r  A ussicht aus, daß dieser ganze Betrag für die 
Anstellung von Fachleuten verw andt w erden solle, die in frem den Ländern reisen 
und sich um die Beobachtungen und die G ew innung von A uskünften zum Nutzen 
der am erikanischen H ersteller auf Sondergebieten bem ühen. Man nahm an, daß 
diese Summe mit Vorteil hierzu verw andt w erden könne. Tatsächlich be
willigt w urden aber nur 75 000 $ . H iervon w urde aber noch m ehr als die 
H älfte für die als d ringender erachtete E inrichtung von Zw eigstellen des 
Zentralam ts in den V ereinigten Staaten aufgew andt, und schließlich noch ein 
w eiterer kleiner Betrag für U ntersuchungsarbeiten in den V ereinigten Staaten. 
Man darf deshalb w ohl annehm en, daß die E inrichtung der H an
delssachverständigen, fü r die so nur einige 30 000 §  verfügbar blie
ben, bisher noch nicht annähernd zur vollen W irkung gekom m en ist. 
D er Ausschuß hält an d er Ansicht fest, daß die Summe von 100 000 -$ für 
die V erbesserung des Studium s der frem den M ärkte durch H andelssachver
ständige an sich angem essen sei, daß sie aber unter den gegenw ärtigen  Be
dingungen bei den selten guten  Aussichten für die A usdehnung der am erika
nischen H andelsbeziehungen als durchaus unzureichend angesehen w erden und 
unverzüglich auf m indestens 200 000 §  gebrach t w erden m üsse. D ieser Be
trag  w ürde für die V erm ehrung der Stellen der H andelssachverständigen auf 
etw'a 18 (einschließlich der erforderlichen Schreibhülfen) ausreichen.

W as die Tätigkeit dieser H andelssachverständigen angeht, so hält der Aus
schuß die Anstellung besonderer U ntersuchungen auf G ebieten für nötig, auf 
denen bisher solche von d er R egierung noch nicht unternom m en wmrden, und 
zw ar ha t er dabei zunächst die am erikanischen A bsatzm öglichkeiten folgen
der W arengruppen im A uge: Landwirtschaftliche M aschinen, Baumwollwaren, 
elektrische K raftanlagen, W ohnungseinrichtungen, Schuhw aren, H olz und 
H olzw aren, M aschinen, E isenbahnm aterial, E isenkonstruktionen, M odew aren und 
Lederw aren. Außerdem em pfiehlt er U ntersuchungen in frem den Ländern über 
die M öglichkeit zu Kapitalanlagen und über F rachtraten für besondere 
W aren auf Eisenbahnen und anderen lnland-V erkehrsgelegenheiten. Er w ünscht 
w eiter die sachverständige B earbeitung einer Z usam m enstellung derjeni
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gen Banken in fremden Ländern, an die amerikanische Firmen sich um Aus
künfte wenden und auf die sie W echsel ziehen können. Ferner spricht er sich für 
die Bearbeitung der Handelspolitik jedes einzelnen Landes aus, in der dessen 
sämtliche Eigentümlichkeiten von geschäftlicher B edeutung dargelegt w erden 
sollen, und endlich für die H erausgabe eines Buches, in dem die zweckmäßigsten 
V erpackungsm ethoden für den Versand im in- und ausländischen V erkehr an 
gegeben  sind.

Besondere Bewilligungen empfiehlt der Ausschuß außerdem  noch für 
weitere E inrichtungen:

1) für die Sammlung und U ntersuchung von W arenm ustern,
2) für die Anstellung von geographischen Sachverständigen in W ashington.
W as die M ustersam m lung und -bearbeitung angeht, für die für 1917

zum ersten Male 20 000 $  gefordert werden, so spricht sich der Ausschuß 
dahin aus, daß ihr bedeutender W ert für die G eschäftswelt bisher in den 
V ereinigten Staaten überhaupt noch nicht hinreichend anerkannt sei.

Der Vorschlag auf Anstellung von geographischen Sachverständigen geht auf 
eine Anregung des Leiters des Zentralam ts zurück. Diese Sachverständigen sollen 
je für einzelne Ländergruppen bestellt werden. Sie haben ihre ganze Zeit dem 
Studium der Länder und der Sammlung von Stoff über sie zu widmen. 
Für diese Tätigkeit fo rdert der Ausschuß zunächst 5 Stellen, und zwar für 
Europa, Afrika, die Levante, Ostasien und Australien. Nach Ansicht des Aus
schusses w ürde der unm ittelbare Vorteil dieser Einrichtung für die G eschäfts
kreise, die am Handel mit diesen Ländern beteiligt sind, in der besseren Kennt
nis der Bedingungen jedes einzelnen Landes beruhen, in dem sie Handel 
zu treiben wünschen. Dies w ürde die Anknüpfung von H andelsbeziehungen 
erheblich erleichtern. D er geographische Sachverständige soll nicht nur Aus
künfte liefern über rein geschäftliche V erhältnisse, sondern auch über die be
sondere natürliche Beschaffenheit des Landes, sein Klima, die Lebensbedin
gungen, die G ewohnheiten und den Geschmack seiner Bevölkerung. Von die
sen Beamten, die von aller V erw altungsarbeit frei sind, erw artet man besonders 
wertvolle Mithülfe für den Leiter des Zentralam ts bei der Festlegung der zur 
Förderung des Handels einzuschlagenden W ege, außerdem  aber auch für die 
am erikanischen Selbsthersteller, die neue Absatzgebiete für ihre Erzeugnisse 
suchen.

W eiter werden 10 000 $ gefordert, um amerikanische A ufklärungsliteratur 
geschäftlichen Inhalts in großem  M aßstabe im Auslande zu verbreiten. Man 
verspricht sich hiervon bei sorgfältiger V orbereitung der Drucksachen en t
sprechend der E igenart der einzelnen Frem dländer eine außerordentliche För
derung des amerikanischen Handels, zumal sich bisher häufig amerikanische 
Konsuln über den M angel an solchem Stoff, insbesondere soweit er sich mit 
am erikanischen A usfuhrwaren und Anfragen aus dem Interessentenkreise be
schäftigt, beklagt haben.

In sehr ausführlicher W eise geh t der Bericht w eiter auf die Bemessung der 
Entschädigungen ein, die den Beamten des Zentralam ts bei Reisen im Auslande zu 
zahlen sind. Ein B etrag von 5 $ fü r den Tag ausschließlich Fahrgeld wird 
als vielfach unzureichend bezeichnet und bedeutet eine ungerechte Behand
lung gegenüber den Angestellten. W enn auch die demokratische R egierungs
form Sonderbehandlung nicht als w ünschensw ert erscheinen läßt, so ist doch
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eine angem essene E ntschädigung beim Reisen in frem den Ländern als unerläßlich 
anzusehen, zumal der bisherige Satz abschreckend und entm utigend auf die 
Beam tenschaft wirkt.

Ähnliche Anschauungen vertritt der Ausschuß bezüglich der G ehälter 
säm tlicher im A uslande angestellter Beamten. E r verw eist auf die Tatsache,, 
daß die Kosten für den U nterhalt an den verschiedenen Plätzen der W elt außer
ordentlich verschieden sind. Eine gleichm äßige E ntschädigung sei unzweifel
haft ungerecht. Die B edeutung der Stellung, die man dem einzelnen über
trage, lasse sich bei einheitlichen Sätzen nicht w ürdigen. Es w ürde beispiels
weise ungerecht sein, dem H andelssachverständigen in London halb so viel 
zu zahlen wie seinem Kollegen in Südam erika. D eshalb w ird beantragt, daß 
die E ntschädigung in Ü bereinstim m ung m it der B edeutung der Stellung, die 
der B etreffende einnimmt, zu halten ist, und daß ein besonderer B etrag vor
gesehen wird, um den U nterschied in der H öhe der Lebenskosten an den 
verschiedenen Plätzen der W elt un ter den A ußenbeam ten des Bureaus auszu
gleichen. (Fortsetzung  fo lg t) . '

DIE VOLLENDUNG DES MITTELLAND-HANALES.
Von Professor 0. FRANZIUS in  H annover.

(Schluß von S. 65)

ln meinen bisherigen U ntersuchungen habe ich nachgew iesen, daß von 
den beiden möglichen L inienführungen des noch fehlenden Stückes, der N ord
linie über Öbisfelde und der Südlinie über B raunschw eig, die nördliche 
Linie die bauw ürdigere ist. V orausgesetzt ist dabei, daß lediglich sachliche, 
nicht aber politische oder parteipolitische G ründe als m aßgebend angesehen w er
den. Diese V oraussetzung kann man machen, wenn man das U nternehm en 
als rein preußische A ngelegenheit ansehen darf. In diesem Falle m üßten 
die bereits gem achten A usführungen als völlig bew eiskräftig  genügen. V er
schiedene Erfahrungen der letzten Zeit und der U m stand, daß der Kanal 
von H annover nach M agdeburg, ob er nun nördlich oder südlich gebau t w ird, 
auf alle Fälle braunschw eigisches G ebiet durchschneiden muß, lassen es an
gezeigt erscheinen, die Frage einer w eiteren B etrachtung zu unterziehen. 
U nter anderem  ist es von W ert, zu untersuchen, welches Interesse der S taat, 
welches die S tadt Braunschw eig an der Art der L inienführung ha t und w ie 
diese Interessen mutmaßlich auf die Behandlung des Problem s einwirken werden.

Anderseits ist die w eit w ichtigere verkehrstechnische Frage zu untersuchen, 
welches positive Interesse unsere H eeresverw altung an der einen oder anderen 
L inienführung haben kann. Dabei ist daran zu erinnern, daß die Frage der m ilitä
rischen Sicherheit bereits zugunsten d er Nordlinie in dem Sinne geklärt ist, daß  
die Nordlinie infolge ih re r nur halb so großen Zahl von Schleusen, geringeren 
Zahl von Brücken usw. für L uftangriffe noch nicht halb so gefäh rdet e r
scheinen muß wie die Südlinie. Es wird dabei vorausgesetzt, daß über die 
Entwicklung der Luftwaffen irgend  etwas Positives zw ar nicht gesag t w er
den kann, daß man aber immerhin annehm en muß, daß Ü berraschungen, wie 
sie heute England erlebt, später auch einmal für unser Land möglich w ä
ren. So könnten z. B. sorgfältig  geheim  gehaltene Erfindungen unserer Feinde sie
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befähigen, eines Tages einen Krieg dadurch zu eröffnen, daß sie ohne An
sage mit Hülfe m askierter A pparate, die vielleicht sogar innerhalb unserer 
Grenzen aufgestiegen sind, unsere H auptverkehrsadern an möglichst vielen 
Punkten angreifen. Solche V orgänge als unmöglich hinzustellen, zeigt lediglich 
einen M angel an V orstellungskraft, der aber nie die im Bereiche des M ög
lichen liegenden G efahren verhindern wird. Die Technik ist im Gegenteil, 
nicht nur in unserm  Lande, so reich und so fruchtbar in der Entwicklung 
neuer Mittel, daß sie oft die kühnsten Phantasien der selbst in dem be
treffenden Fachgebiet tätigen M änner übertrum pft.

Als Anknüpfung an die frühere A bhandlung möge eine kurze w irt
schaftliche U ntersuchung, die sich als eine W eiterführung der früheren dar
stellt, dienen.

E r ö r t e r u n g  d e r  v e r s c h i e d e n e n  E i n z e l f r a g e n .

1. V e r z i n s u n g  d e s  K a n a l s t ü c k e s  H a n n o v e r - M a g d e b u r g ,  
b e t r a c h t e t  a l s  g l e i c h w e r t i g e s  G l i e d  d e s  g a n z e n  U n t e r 
n e h m e n s ,  d u r c h  d i e  E i n n a h m e n ,  d i e  i h m  l e d i g l i c h  a u s  

s e i n e r  e i g e n e n  S t r e c k e  z u f l i e ß e n .
Ich hatte früher gezeigt, daß im Jahre 1932 die Nordlinie kameralistisch, 

volkswirtschaftlich und handelstechnisch eine jährliche Verzinsung von 26 vH, 
die Südlinie dagegen kameralistisch 18 vH, volkswirtschaftlich 17 vH und 
handelstechnisch etwa 15 vH erw arten läßt. Diese Zahlen lassen leicht Raum 
für die Schlußfolgerung, daß es bei einer solchen V erzinsung, wie es 15 vH 
immerhin noch sind, durchaus gerechtfertig t sei, die Südlinie zu bauen, weil 
sie das höherw ertige N ordharzgebiet an das W asserstraßennetz anschließt, 
daß also ih re  Erbauung im  Interesse eines höheren volkswirtschaftlichen 
Standpunktes geradezu Pflicht sei. Man führt dann den Begriff „privat
wirtschaftlich“  im G egensatz zu dem Begriff „volkswirtschaftlich“  ein. Als 
privatwirtschaftlich bezeichnet man die reine finanzielle N utzbarkeit des 
Unternehm ens im G egensatz zu der Summe aus der so bezeichneten 
privatwirtschaftlichen N utzbarkeit und d e m  Nutzen, der in dem ge
dachten Aufblühen des durchzogenen Landstriches liegt. Bei dieser 
Betrachtungsart wird vorausgesetzt, daß das Interesse des G ebietes zwi
schen H annover und M agdeburg a l l e i n  m aßgebend sei für die W ahl der 
Linie, die diese G ebiete durchschneide, daß also die entfernteren Anlieger, 
wie z. B. die Provinzen Rheinland-W estfalen und G roßberlin-Brandenburg, 
an |der W ahl der Linie ein nennensw ertes Interesse nicht haben dürften. Die 
wirtschaftlichen Fortschritte der letztgenannten Provinzen lassen sich nun 
an dem V erhalten des D urchgangverkehrs auf der neuen Strecke, die Fort
schritte des G ebietes M agdeburg-H annover an dem V erhalten des Kanalgebiet
verkehrs auf dieser Strecke erkennen. Die E rbauung der Südlinie s t a t t  der 
Nordlinie würde 1932 den w eiter entfernt liegenden Provinzen über 5 Mill. M 
jährlichen Schaden, dem Gebiet H annover-M agdeburg dagegen nur 
i / 4 Mill. M Nutzen, (letzteres infolge größeren  K analgebietverkehrs 
der Südlinie) bringen. Wie der indirekte Nutzen und der Schaden 
der betroffenen Provinzen infolge schnelleren oder langsam eren Auf
blühens von Handel, G ew erbe und Landwirtschaft, allgemein ausgedrückt in He-

3*
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bung der S teuerkraft, sich einstellen m ögen, kann niem and zahlenm äßig Vor
hersagen. N ur der Schluß is t zuläßig, daß die H ebung  d er S teuerkraft des 
G ebietes H annover-M agdeburg  m ehrfach durch das M ehr an Steuerzuw achs der 
en tfernteren  Provinzen ausgeglichen w erden wird, w enn letztere nicht jähr
lich 5x/ 2 Mill. M unnötig  an T ransportkosten  auszugeben brauchen. Setzt 
m an die V erm ehrung des Steuerzuw achses des G ebietes H annover-M agdeburg 
beim Bau der Südlinie p roportional d er ersparten  Viertelmillion M, die Vermin
derung des Steuerzuw achses der entfernteren  P rovinzen beim Bau der Südlinie 
p roportional dem  Schaden von 5 Mill. M, so bed ing t d er Bau der Südlinie einen 
Schaden in steuerlicher Beziehung, d er das 20fache des im G ebiet H annover- 
M agdeburg erhofften  N utzens ausgleicht. Ob dieser Schaden aber den 20fachen 
oder vielleicht nu r den Stachen B etrag erreicht, ist schließlich gleichgültig , 
der w ahre W ert kann nie voraus g esag t w erden. Zu bedenken ist, daß die 
H ebung d er ganzen V erhältnisse im G ebiet H annover-M agdeburg auf d er N ord
linie wie auf der Südlinie eintreten w ird, und daß die V iertelm illion M ark doch 
n u r die D ifferenz an ersparten  Frachtkosten beider Linien zugunsten der Südlinie 
darstellt, alles fü r die Südlinie in ob jektivster, geradezu in w ohlw ollender W eise 
errechnet.

M an sieht, daß die frühere U ntersuchung, die die Vor- und Nachteile des 
D urchgangs- und des K analgebietverkehrs für den Kanal gegeneinander abw ägt, 
den um fassenderen Begriff vertritt, daß  diese U ntersuchung im eigentlichen Sinne 
volkswirtschaftlich, die B etonung der Interessen des G ebietes Braunschweig- 
N ordharz aber nur von lokalw irtschaftlicher B edeutung ist.

W ie stellt sich nun die volkswirtschaftliche Seite d er A ngelegenheit, wenn 
m an berücksichtigt, daß d er Nutzen von 26 vH  oder 15 vH zw ar eine Folge 
der Fertigstellung des M ittellandkanales ist, gem essen an den noch aufzuw en
denden Baukosten des fehlenden Stückes, daß man aber diese V erzinsung doch 
nur erhält, weil man die ganzen auf den b isher vorhandenen M ittelland
kanalstrecken erzielten N eueinnahm en dem neuen Stücke als V erzinsung zu
rechnet?  Man m öge dabei bedenken, daß das jetzt fertige Stück doch nie 
gebau t w orden w äre, w enn nicht d er G edanke, der dem W orte „gebau t 
w ird e r doch“  zugrunde liegt, bestanden hätte. Das neue Stück selbst er
m öglicht zw ar die neuen Einnahm en, bed ing t sind sie aber in ers te r Linie 
durch die vorhandenen Strecken. Die V erzinsung des neuen Stückes darf somit, 
w enn man die Lokalw irtschaft in den V ordergrund  schiebt, nur gem essen w er
den an den S treckeneinnahm en zwischen H annover und M agdeburg. Diese 
ergeben sich wie folgt, w obei w ieder die Zahlen d e r D enkschrift von Have- 
stad t und C ontag zugrunde ge leg t w erden sollen. Da es auf kleine 
Bruchteile der V erzinsung hierbei nicht ankom m t, habe ich darauf verzichtet, 
die Zahlentafel, wie es in der vorherigen U ntersuchung geschah , noch ein
mal neu aufzustellen! Streng genom m en w äre das notw endig, weil meine 
früheren Z ahlentafeln eine T rennung der Einnahm en nach den alten und 
neuen B austrecken nicht enthielten. Die C ontagschen B erechnungen sind aber 
in d ieser getrenn ten  A rt durchgeführt, aus ihnen lassen sich die Zahlen auch 
nach der von m ir angew andten M ethode genau genug  ableiten.

Nach den C ontagschen B erechnungen erhielt man fü r die Nordlinie 1912
aus der neuen S t r e c k e ......................... 6,011 Mill. M
aus den alten Strecken . . . .  10,777 „  „
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die neue Strecke der Nordlinie brachte som it

ie ^ ä O o o  =  35)8 v H
der G esam t-Neueinnahm e auf.
Für die Südlinie erhielt man 1912

aus der neuen S t r e c k e .....................  7,209 Mill. M
aus den alten Strecken . . . .  11,044 „ „ ,

die neue Strecke der Südlinie brachte somit
7,2°9 =  3 9  5  v h

18,253. 100 ’
der Gesam t-N eueinnahm e auf. D er größere Prozentsatz der Südlinie rührt aus 
ihrer an sich unwirtschaftlichen M ehrlänge her.

Macht man die genügend genaue Annahme, daß diese Prozentsätze bei 
der V erkehrsteigerung bis 1932 annähernd gleich bleiben, dann erhält man 
aus der früher von mir errechneten Zahlentafel der Verzinsung die folgende 
neue Zahlentafel 9.

Z a h l e n  t a f e l  9.
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Man sieht wiederum, daß die Nordlinie bedeutend w irtschaftlicher ist
8 3als die Südlinie, sie verzinst sich im handelstechnischen Sinne y s =  2,4 mal 

so stark wie die Südlinie. Stellt man den Zeitverlust mit in Rechnung, dann 
ist die V erzinsung der Nordlinie sicherlich etwa dreimal so groß wie die 
der Südlinie. Die Südlinie kann im handelstechnischen Sinne 1932 noch 
nicht einmal die Unkosten decken, w ährend die Nordlinie, wie auch die alten 
Strecken des Kanales, eine hochverzinsliche Anlage mit über 80 vH Verzinsung 
darstellt.

Baut man die Südlinie mit \der Einführung bei Salbke aus, so stellt 
sich die Verzinsung noch ungünstiger, die Länge w ächst gegenüber der ersten 
Linienführung für den D urchgangverkehr um w eitere 9 Kilometer. Rechnet man 
die Baukosten des Stückes östlich der Elbe dann nicht zum Konto des M ittel
landkanales, so darf man ihm auch nicht die Einnahmen aus diesem Stücke 
zugute rechnen. Bei angenom m enen Baukosten von 160 Mill. M des Stückes 
westlich der Elbe verzinst sich dieses Stück handelstechnisch sogar nur mit 
etwa 2,5 vH im ganzen. Die Belastung des H andels ist durch die Prachtaus
gaben auf der um w eitere 9 Kilometer längeren Strecke noch gewachsen. Eine
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genauere U ntersuchung dieses Entw urfs dürfte stich erübrigen. Daß die U n
kosten von 3 o d e r 5 Mtill. M; von den E innahm en des Stückes H annover- 
M agdeburg abgezogen w erden, ist gerechtfertig t, denn sie entstehen ledig
lich auf d ieser Strecke.

Die gegebenen Zinszahlen zeigen die lokalwirtschaftliche B edeutung des 
fehlenden Stückes und lassen die geradezu gew altige Ü berlegenheit der N ord
linie noch klarer erkennen.

2. D a s  I n t e r e s s e  d e s  S t a a t e s  u n d  d e r  S t a d t  B r a u n s c h w e i g  
a n  d e r  L i n i e n f ü h r u n g .

Von der Nordlinie einschließlich der Stichkanäle liegen 180 km ganz auf 
preußischem , 20 km ganz auf braunschw eigischem  G ebiet, rund 14 km liegen 
so dicht an der Landesgrenze, daß sie zur H älfte der preußischen, zur 
H älfte der braunschw eigischen „In teressensphäre“  zugerechnet w erden müssen. 
Es handelt sich im letzteren Falle im w esentlichen um das kurze Stück 
km 7 bis km ,15 des B raunschw eiger Stichkanales und km 108 bis 112 
des H auptkanales. Für den Staat P reußen sind also nutzbar rund 187 km, 
für den S taat Braunschw eig rund 27 km, P reußen  hat som it rund 87 vH 
des Kanales auf seinem G ebiete. Von der N ord-H  a u p t linie allein liegen etwa 
125 km im preußischen, 25 km im braunschw eigischen Interessengebiet. Preußen 
hat som it etw a 83 vH des H auptkanales in seinem Gebiete.

Von der Südlinie liegen rund 149 km ganz auf preußischem , 34 km 
ganz auf braunschw eigischem  G ebiete, 16 km laufen dicht an d er Grenze entlang 
(km 32 bis 34, km 62 bis 86, km  89 bis 99). Für P reußen  sind som it voll
w ertig  157 km, fü r Braunschwedg 42 km, P reußen  hat also 79 vH des ganzen 
Kanales einschließlich Stichkanal nach Hildesheim , aber nur noch 124 km, 
d. h. 72 vH des H auptkanales, in seinem In teressengebiete liegen.
Die Zahlen 27 km braunschw eigische N ordlinie, 42 km braunschw eigische
Südlinie sagen bereits genug, besonders, wenn man berücksichtigt, daß die 
42 km Südlinie durch das H aup tgeb ie t des Staates B raunschw eig laufen, oder 
es im Süden d i c h t  säum en, w ährend die 27 km Nordlinie durchw eg Gebiete 
von geringerer w irtschaftlicher und politischer B edeutung durchschneiden. Die 
42 km Südlinie bedeuten für den Staat Braunschw eig wirtschaftlich vielleicht 
das Drei- oder V ierfache der 27 km Nordlinie. Nach dieser Sachlage erscheint 
es m ir selbstverständlich, daß der Staat B raunschw eig, dessen Zustim m ung 
zu dem Kanalbau nötig  ist, in seinem Interesse alles versuchen wird, um 
den Bau der Südlinie zu erreichen. Preußen anderseits, das den Kanal be
zahlen soll, kann kein Interesse daran haben, des am preußischen M aßstabe ge
messen kleinen N utzens halber, den Braunschw eig von der Südlinie hat, einen K a
nal zu bauen, der erw iesenerm aßen bedeutend w eniger w irtschaftlich ist als die 
N ordlinie, die preußischen Finanzen mit dem \ xj 2 fachen B etrage belastet
und außerdem  den preußischen H andel stark  beschw ert. Bei starkem
W iederstande B raunschw eigs gegen den Bau der Nordlinie ständen Preußen 
zweifellos H ülfsm ittel genug  zu G ebote, um Braunschw eig die Nordlinie durch
aus annehm bar zu machen. Rein moralisch genom m en, sollte man allerdings 
erw arten , daß der S taat Braunschw eig nach Erkennung der Sachlage, wegen 
des für braunschw eigische V erhältnisse g roßen  ihm auch aus der N ord
linie erw achsenden Nutzens, Preußen keine H indernisse in den W eg legen wird.

Die S tadt B raunschw eig liegt bei der Nordlinie am Stichkanal, bei der 
Südlinie an der durchgehenden Strecke. A bgesehen von der besseren Linien
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führung des Stichkanales bis in die Stadt Braunschweig hinein, die ' einen 
Hafen näher an der S tadt erm öglicht als bei der Südlinie, ist auf die großen 
Kosten hinzuweisen, die der Stadt aus den Beiträgen zu den Brücken
bauten usw. schon jetzt, in Zukunft aber noch m ehr entstehen w erden, wenn 
die Stadt sich später nach der Südlinie zu stark ausdehnen würde. Der 
nördliche Stichkanal dagegen kann leicht zwischen zwei parallelen Straßen
zügen eingesetzt werden.

Erw ähnt w erden muß allerdings, daß die etwas größere Länge der V er
bindung über die Nordlinie von W esten her unbequem ist, weil Braunschweigs 
Handel zum größeren Teil aus dem W esten herkom mt. Bei einer M ehrlänge von 
nur 14 Tarif-km aber, die durch Benutzung des Stichkanales statt der Süd
linie entsteht, gegenüber einer G esam tkanallänge von W esten her von über 
350 Strecken-km kann dem eine entscheidende Bedeutung nicht zuerkannt 
werden, zumal der W eg nach O sten über die Südlinie 10 km länger ist als 
über die Nordlinie.

Die Stadt Braunschweig hat von dem D urchgangverkehr so gut wie 
keinen Nutzen, der O rtsverkehr wird aber durch den Stichkanal besser v er
mittelt, weil letzterer lediglich für diesen V erkehr zur V erfügung steht. Bei 
Anlage des Stichkanales bleibt außerdem  der lohnende U mschlagverkehr für 
die Stadt bestehen, der bei dem wertvollen H interlande für die Stadt Braun
schweig viel m ehr bedeutet als der D urchgangverkehr.

Die S tadt Braunschweig würde som it in m ehrfacher Beziehung gegen 
ihr Interesse handeln, wenn sie die Südlinie für sich als vorteilhafter an- 
sehen wollte als die Nordlinie.

3. M i l i t ä r i s c h e s  I n t e r e s s e  a m  K a n a l .
Die schon betonte größere militärische Sicherheit der Nordlinie kann 

nur von W ert sein, wenn unsere H eeresverw altung den Kanal im Kriegs
fälle auch wirklich zur Entlastung des E isenbahnverkehrs heranzieht. Ist 
diese H eranziehung nun ohne weiteres möglich? Die Antw ort ist abhängig 
von der Frage, ob die Binnenschiffahrt so organisiert werden kann, daß eine 
geradezu selbsttätige U mschaltung erreicht werden kann. Bei dem O rganisa
tionstalent, das unsere Behörden, besonders die M ilitärbehörden, gezeigt haben, 
ist hieran kein Zweifel möglich. W ir haben zw ar den großen Unterschied 
zwischen Eisenbahn und Binnenschiffahrt, daß bei ersterer die W agen fast 
völlig staatlich, bei letzterer aber die Kähne Privatbesitz sind. Dasselbe 
Bild besteht aber auch bei M arine und H andelsschiffahrt, und trotzdem  
sind unsere größeren Handelschiffe im Kriege Glieder der Kriegsmarine. 
Bei der Binnenschiffahrt tritt aber erleichternd hinzu, daß auf den neueren 
Kanälen die Beförderung staatlich erfolgt.

Sofern man nicht den W eg der Verstaatlichung der G roßverkehrsm ittel 
gehen will, ist es nötig, die K ahnbesitzer unter ein besonderes M ilitärgesetz 
zu stellen, sowie es ja auch mit den E isenbahnverw altungen geschieht, und 
sie zu einer brauchbaren O rganisation zusammenzuschließen. Vor allem 
m üßten ihnen die nötigen H ülfskräfte im Kriegsfälle erhalten bleiben. Ein
zelheiten der O rganisation können hier nicht interessieren. Ist die O rgani
sation aber geschaffen, dann kann eine gew altige Entlastung der Eisenbahnen 
geleistet werden, ohne daß der Armee größere M engen von Kämpfern ent-
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zogen w erden. Denn einmal is t  an sich das Personal der B innenschiffahrt ver
hältnism äßig w enig zahlreich, anderseits w ird auf den Kähnen ein Teil der 
Arbeit schon jetzt durch Frauen und gerade schulfrei gew ordene Burschen 
geleistet. Auch lassen sich g roße V erbesserungen durch V erm ehrung d er 
mechanischen Lösch- und Ladevorrichtungen erzielen. Sache unserer H eeres
verw altung wird es sein, diese O rganisation in gem einsam er A rbeit mit den 
Kanal- und E isenbahnverw altungen und den In teressentenvertretungen heraus
zuarbeiten. Für die In teressenten  ergib t sich dabei dann noch der bem er
kensw erte Vorteil, daß sie in der B innenschiffahrt auch w ährend des K rieges loh
nend und für i hr Land fruch tbar arbeiten können. Daß w ir aber auch nach Durch- 
käm pfung dieses W eltkrieges w eiter nach w enigstens zwei Fronten gerüste t 
sein müssen, unter Beachtung aller sich für den V erkehr daraus ergebenden 
Folgerungen, ist ein G ebot der elem entarsten Vorsicht.

4. D i e  e n g l i s c h e  K o h l e .
Vor dem Kriege w urden Millionen von Tonnen englischer Kohle elb

aufw ärts versandt. Dank den billigen Seefrachten, die früher etw a 1/ 12 d e r 
K analfrachten betrugen, w ar die englische Kohle nicht nur in den H afen
städten, sondern auch dort, wo sie mit den billigen Flußfrachten hin
gelangen konnte, gegen unsere deutsche Kohle w ettbew erbfähig. D ieser 
Zustand m uß in Zukunft einer durchgreifenden Ä nderung unterzogen werden. 
N icht um England wirtschaftlich zu schwächen, sondern dam it w ir 
im Kriegsfälle unsere g roßen Städte nicht, wie dies in Rußland der Fall ist, 
der K ältegefahr aussetzen, w ird es nötig  sein, schon im Frieden die englische 
Kohle im Binnenlande ganz durch deutsche zu ersetzen. In den Seestädten 
w ird das Gleiche fü r die V ersorgung  der S tadt selbst nö tig  sein, w ährend 
sich die Schiffahrt n u r sow eit der englischen Kohle bedienen dürfte, daß 
bei K riegsausbruch der Ausfall an englischer Kohle durch das erzw ungene Still
legen einer g roßen Zahl von Schiffen ausgeglichen wird. Diese zielbew ußte 
V erdrängung englischer Kohle w ird gedeckt w erden müssen aus unseren 
schlesischen und westfälischen Steinkohlengebieten. Vielleicht könnte für den 
H ausbrand stellenweise auch Ersatz durch Braunkohle in Frage komm en. 
Mit Sicherheit kann man aber sagen, daß diese Sachlage, die außerhalb  jeder 
T arifberechnung liegt, als politische N otw endigkeit eine zw angläufig ein tretende 
E rscheinung sein wird. Diese Ä nderung w ird bew irken, daß Schlesien nicht 
nur keine Schädigung, sondern eine Förderung erfahren wird und daß sogar 
auch der V erkehr von W estfalen her um einige Millionen Tonnen g rößer 
sein w ird, als bisher errechnet w urde. Für das Binnenland ließe sich die 
M aßregel ohne Zölle schon dadurch durchführen, daß man auf alle Kohle, die 
flußaufw ärts versandt w erden soll, starke V erkehrsabgaben legt und die 
Flüsse in Zukunft wie staatliche V erkehrsw ege behandelt. Da unsere F lüsse 
verkehrstechnisch nur durch die A rbeit des Staates g roße und größere  Bedeu
tung  erlangen können, ist die E rhebung von A bgaben auf die D auer nicht 
zu umgehen.

5. P r e u ß i s c h e  T a r i f p o l i t i k .
Die preußischen E isenbahnen und Kanäle gleichen den Fingern e in e r 

Hand. Trotzdem  dürfte die V erw altung beider V erkehrsystem e nicht in der
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Lage sein, v ö l l i g  nach Belieben den V erkehr auf diesen Straßen zu leiten. 
Die durch das Parlam ent vertretenen Interessen des H andels bilden gewisse 
Schranken.

Innerhalb w eiter G renzen jedoch ist der Einfluß der V erw altung völlig 
entscheidend. Meines Erachtens hat die Regierung es fast ganz in der Hand, die 
Tarife so zu staffeln, daß gew iße M assengüter gänzlich, andere zum Teil auf 
die Kanäle übergehen. Daß Änderungen der Tarife nach dem Kriege kom 
men werden, ist vorauszusehen. Es bedarf dann nur einer einigerm aßen 
geschickten V erhandlung, um die Tarife so zu gestalten, daß alle nicht ver
derbenden und verhältnism äßig billigen M assengüter, wie Steine, Kohlen, Kali, 
D üngm ittel usw., den W asserw egen zufallen.

Die Frage ist dann nicht m ehr: W e l c h e  G ü t e r  w e r d e n  n a c h  d e n  
b e s t e h e n d e n  T a r i f e n  a u f  d e n  M i t t e l l a n d k a n a l  ü b e r g e h e n ,  
so n d e rn : W i e  m ü s s e n  w i r  d i e  E i s e n b a h n -  u n d  K a n a l t a r i f e
k ü n f t i g  g e s t a l t e n ,  d a m i t  d i e  f ü r  d e n  W a s s e r t r a n s p o r t  b e- 
s o rrd e r s  g e e i g n e t e n  G ü t e r  a u c h  a u f  d e m  W a s s e r w e g e  b e 
f ö r d e r t  w e r d e n ,  d a m i t  d i e  B a h n e n  e n t l a s t e t  u n d  d a s  i n  
d e n  W a s s e r s t r a ß e n  a n g e l e g t e  u n d  n o c h  a n z u l e g e n d e  K a 
p i t a l  r i c h t i g  g e n u t z t  w i r d ?  Es is t doch zweifellos sehr unnatürlich, 
wenn die m aßgebende Behörde die Entwicklung dieser V erkehrsfragen sich 
selbst überlassen sollte. Die Finanzen P reußens sind von den V erkehrsein
nahmen stark abhängig. Möge die Staatsverw altung also die V erkehrsfragen 
so  lösen, daß der Staat, d. h. die G esam theit der S taatsbürger, den größten  
Nutzen davon hat. Nicht geschehen kann das aber, wenn man die Eisenbahn
tarife, wie es bisher der Fall war, gleichsam als einen nicht antastbaren rocher 
de bronce ansieht, sondern n u r durch eine den neuen V erhältnissen und N ot
wendigkeiten entsprechende Ä nderung der Tarife.

G eht man nun diesen W eg, sieht man nicht m ehr die Tarife als feststehend  
an , dann ist es noch k larer als bisher, was fü r einen Fehler die Erbauung 
der Südlinie für den preußischen Staat bedeuten würde. Den kleineren 
O rten der gedachten Südlinie ist durch den Kanal nicht viel geholfen. Man 
mache sich einmal klar, wie oft eine volle Kahnladung, entsprechend einem bis 
anderthalb Eisenbahnzügen, wohl für eine kleinere Stadt Zusammenkommen 
wird. Die Frage aufstellen, heißt schon, sie zugunshten der kleinen Städte 
beantw orten. Sieht man dann, mit welchem Eifer von den V ertretern der 
Südlinie im Interesse ihrer zum Teil kleinen Städte gekäm pft w ird, so bedauert 
man diese für ein falsches Ziel aufgew endete Energie. Kleinere O rte werden 
ste ts  am besten m ittels der durch 40 oder 60 teilbaren Kahnladung, d. h. durch 
den Eisenbahnw agen, erschlossen werden. N ur große W erke, wie z. B. 
g roße Steinbrüche, Kali- und Kohlenwerke, können mit ausschlaggebend sein, 
wenn es sich um einen großen K analgebietverkehr handelt. H ier steht 
aber die Nordlinie ebenso günstig  da wie die Südlinie.

6. D e r  A b s t r i c h  v o n  15 v H.
Mir scheint bei der Berechnung des Kanalgebietverkehrs ein w ichtiger Um

stand von der Denkschrift von H avestadt und C ontag  nicht genügend g e
w ürdigt zu sein, das ist die Erscheinung, daß ein W agengüterverkehr im Um
fange von jährlich mehreren Kahnladungen (z. B. 2 bis 3) eines O rtes trotz

4
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dieses U m fanges noch nicht auf den W asserw eg überzugehen braucht. D ieser 
W agengüterverkehr verteilt sich auf das ganze Jah r m eist gleichm äßig. W er 
nun z. B. gew ohnt ist, jeden M onat 4 G üterw agen  voll M assengut 
heranschaffen zu lassen, kann, schon des fehlenden Lagers halber, 
nicht sta tt dessen einmal im Jahre einen Kahn voll dieser G üter 
beziehen. Für diesen V erkehr ist die Z eit eine Zusatzfunktion, die seinen 
W ert ungünstig  beeinflußt. Das Gleiche, was sich bei der S teigerung des 
D urchgangverkehrs und des K analgebietverkehrs ergab (6 vH g e g e n  3 vH  jäh r
lich) erg ib t sich auch bei der U ntersuchung des notw endigen A bstriches von der 
E isenbahnfracht, um den die K analfracht billiger als die E isenbahnfracht 
sein muß, um die G ü te r auf den Kanal zu locken. W ährend man bei dem 
D urchgangverkehr zwischen den großen Industrie- und V erbrauchs-M ittelpunk
ten w egen der zu j e d e r  Zeit verfügbaren g roßen  T ransportm engen w ahr
scheinlich mit 10 vH Abstrich auskom m en kann *), w ird man für den Kanal
geb ietverkehr w egen der V erteilung des Bedarfs auf längere Zeiträum e oder 
wegen der V erw endung kleiner Kähne von vielleicht 150 t G ehalt im Mittel 
m it etw a 20 bis 25 vH Abstrich rechnen m üssen. Diese V erg rößerung  des 
Abstriches kann leicht eine V erringerung des K analgebietverkehrs um 10 vH 
und m ehr erbringen. O hne Einfluß auf diese Entw icklungen bleiben die 
Selbstkostensätze der betrachteten  V erkehrsw ege, weil nicht sie, sondern le
diglich die Tarifsätze m aßgebend sind. I

Die B etrachtung zeigt deutlich, daß der K analgebietverkehr sich noch 
ungünstiger entwickeln muß, als ich in m einen vorherigen U ntersuchungen an
nahm, w ährend es die R egierung völlig in der H and hat, den fü r unser Land 
fruchtbaren  großen D urchgangverkehr des Kanales w esentlich schneller und 
wesentlich höher hinauf zu entwickeln, als w ir es b isher angenom m en haben.

S c h l u ß .
W ir gingen aus von der F rage der besten L inienführung des fehlenden* 

Stückes des M ittellandkanales. W ir sahen, daß die bereits früher gezogenen 
Schlüsse über den in  jeder Beziehung w eit überlegenen W ert der Nordlinie 
noch vertieft w erden konnten. Bei der entscheidenden B edeutung dieses 
Kanales für unser ganzes norddeutsches V erkehrsw esen w aren H inw eise auf 
seinen W ert für unsere H eeresverw altung und die in Zukunft notw endige 
N eugestaltung unseres W asserverkehrs unentbehrlich. Es spricht allein genug  
fü r die g roße  B edeutung des M ittellandkanales, daß es nicht möglich er
scheint, die L ösung des in seiner E rbauung liegenden Problem s ohne die 
gleichzetige L ösung w ichtigster volksw irtschaftlicher, m ilitärischer und o rgani
satorischer Fragen vorzunehm en. Daß diese F ragen  hier nur kurz gestreift 
werden konnten, liegt an dem beschränkten Raume. W elche G edankenw ege 
man aber auch w eiter geht, alle führen  sie zu dem Schlüsse, daß d e r 
g roße  D urchgangverkehr die H auptsache ist, und daß der K analgebietverkehr

J) nach Rieppel sogar m it nur 5 vH  für Kohlen, vergl. „K analisierung 
des unteren  M ains“ , V ortrag  vom 11. Juni 1911, D ruck von  W ilh. Tümm el, N ürn
berg.
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noch schw ächer sein wird, als bisher schon angenom m en, wobei das Interesse 
des Staates Preußen durch den ganzen D urchgangverkehr, das Interesse 
des S taates Braunschw eig durch einen Bruchteil des Kanalgebietverkehrs ver
sinnbildlicht wird.

Soll aber das Interesse des Staates obenan stehen, der alle Lasten des 
U nternehm ens zu tragen hat, soll volkswirtschaftlich richtig und nicht nach lokal
w irtschaftlichen G edanken gebaut werden, dann kann n u r die Nordlinie in Frage 
kommen.

Als Beispiel, wie w ir in unsern innerpolitischen Verhältnissen nicht ver
fahren dürfen, kann Frankreich gelten. Frankreich hat zur See, der H och
straße allen V erkehrs, eine vielfach günstigere Lage als Deutschland. Aber was 
ist aus den französischen Seehäfen gew orden! Jeder D eputierte eines See
departem ents wachte ängstlich darüber, daß seine H afenstadt Kompensationen 
erhielt, wenn d n  anderer H afen von der Regierung unterstü tzt w urde. 
So komm t es, daß es zw ar eine große Zahl von m ittelgroßen Häfen dort gibt, 
daß aber keiner von wirklich w eltw irtschaftlicher Bedeutung w erden konnte. 
Die vorhandenen Mittel mußten stets auf zu viele Punkte verteilt werden. 
H eute im Kriege m ußte nun der gefährdeten Zufahrten halber ein Hafen 
bevorzugt werden. Man glaubt wohl, zu ihm, aber nicht zu allen die Zu
fahrt schützen zu können. Jetzt zeigte sich der gem achte Riesenfehler. 
„Le H avre“ , so schreibt d n  bekannter französischer Politiker, „gleicht heute 
einer zugestopften Flasche. Die Schiffe liegen w ochenlang, bis sie gelöscht 
werden, die gelöschten G üter können nicht abgefahren w erden.“  D ieser 
g röß te  nordfranzösische Hafen ist der fehlenden modernen Einrichtung 
halber lahm gelegt. Alles eine Folge der ungesunden „do u t des“ Politik!

Vor dem Kriege waren wir auf dem besten W ege, uns in der Politik der 
K ompensationen zu verlieren. Beispiele dessen g ib t es genug. H eute ist das 
alles w eggefegt. W ird dieser G ew inn auch in  die Friedenszeit hinüber ge
rettet w erden können? Ich hoffe es, ich hoffe, daß der große Lehrm eister Krieg 
uns auch in  unseren inneren politischen Verhältnissen .Gesundung bringen wird. 
M öge er bewirken, daß nicht die R ü c k s ic h t  auf kleinstaatliche Interessen 
einen großen G edanken zum Tode verurteilt, sondern daß das gesunde V o r a u s -  
schauen auf die große Zukunft, die unserm  Volke beschieden sein w ird, hier 
wie in allen Dingen künftig entscheidend sei!
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DIE INDUSTRIELLEN INTERESSEN DEUTSCHLANDS IN 
FRANKREICH VOR AUSBRUCH DES KRIEGES.

Von Dr. M. UNGEHEUER.
(Fortsetzung von S. 102)

D i e  w i r t s c h a f t l i c h e n  I n t e r e s s e n  D e u t s c h l a n d s  i n  d e r  
f r a n z ö s i s c h e n  E r z i n d u s t r i e .

H ier komm en vor allem das französische M inettegebiet (vorzüglich das 
Becken von Briey) und die Erzbecken der N orm andie in Betracht. Bevor 
w ir die deutschen W irtschaftsin teressen in diesen beiden Erzbezirken be
sprechen, wollen w ir erst einen kurzen Überblick über dieselben geben.

a) D a s  f r a n z ö s i s c h e  M i n e t t e g e b i e t .  *)
G eographisch erstreckt sich das französische M inettegebiet über das fran

zösische O stdepartem ent M eurthe-et-M oselle und bildet nu r einen Bruchteil 
des ganzen gew altigen Erzvorkom m ens, das sich über die vier L änder Belgien, 
Luxem burg, D eutsch-Lothringen und Frankreich ausdehnt. Nach den G rößen
verhältnissen, wie sie durch die politischen G renzen geschaffen sind, en t
fallen auf

F ran k re ich   61 000 ha
Deutsch-Lothringen . . . .  43 000 »
L u x e m b u r g ................................. 3 700 »
B e lg ie n ...........................................  354 »

Die 61 000 H ektar, die auf französischem  G ebiet liegen, verteilen sich auf 
drei Becken: das Erzbecken von Longwy im N orden, das von Briey in der M itte 
und das durch eine taube Z one von annähernd 30 km von diesen getrenn te  
Becken von N ancy im Süden. Diesem G ebiet w ird  man das im letzten 
Jahrzehnt neu entdeckte Erzbecken von C rusnes m it einem U m fang v o n  10 000 ha 
hinzurechnen m üssen, die aber noch nicht freigegeben sind (Abb. 2).

D as M inettevorkom m en gehö rt dem Jura, und zw ar dem  unteren  D ogger an. 
Die Erze bestehen aus Körnchen von konzentrisch schaligem  Bau (Oolithe),
die durch ein Bindem ittel verk itte t sind, das bald  kalkig, bald kieselig ist.
Sie sind kalkigen und schiefrigen G esteinen zw ischengelagert und haben teil
weise eine recht bedeutende A usdehnung, w enn auch n u r eines, das „graue 
L ager“ , sich über das ganze G ebiet m it einer M ächtigkeit erstreck t, die bis zu 
9 m reicht. D er E isengehalt schw ankt bei den einzelnen Feldern. H a t man 
in D eutsch-Lothringen und Luxem burg sow ie in den beiden französischen 
G ebieten von Longwy und Nancy m eist nur Erze m it einem E isengehalt von 28 
bis 33 vH , so beläuft sich der durchschnittliche E isengehalt d er Erze von  Briey 
auf 37 vH und erreicht so g ar in m anchen G ruben 40 v H . Die amtliche 
Analyse verzeichnet beispielsweise für

*) V ergl. M. U ngeheuer: „D ie w irtschaftliche B edeutung d er o stfran 
zösischen Erz- und E isenindustrie“ , T. u. W . 1912 S. 649 und 718.
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Abb. 2.
Die Eisenerzkonzessionen in den Becken von Longwy und Briey.
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die G rube von Sancy
» » » Pienne
» » » Landres

» » Auboué
» » Joeuf
» » M outiers
» » Murville

einen E isengehalt von 39,90 vH 
» 40,65 »
» 40,61 »
» 38,64 »
» 37,29 »
» 38,24 »
» 36,43 » usw.

Die E rzförderung im ostfranzösischen M inettegebiet nahm einen erstaun
lichen A ufschwung. Jm  Jahre  1860 betrug  sie ers t 331 000 t und stellte nur 
11 vH der G esam tförderung Frankreichs in der H öhe von 3 033 000 t  dar. 
Die phosphorhaltigen Erze des M inettebeckenà fanden auch dam als noch keine 
sehr g roße  V erw endung. Das aus ihnen hergestellte  Eisen w ar spröde und 
ließ sich nur in beschränktem  M aße benutzen. E rst durch die E rfindung von 
T hom as und Gilchrist im Jahre 1879, die eine E ntphosphorung  des M inette
roheisens in der basisch zugestellten Birne erm öglichte, w urde die M inette 
ein kostbarer und w ertvoller Rohstoff. Von nun ab g ing  die Förderung  rasch 
in die H öhe, und als die E rzvorkom m en d er H ochebene von Briey entdeckt und 
diese Felder neu erschlossen w urden, nahm  die E rzförderung O stfrankreichs 
einen riesigen Aufschwung. 1887 erreichte sie bereits m it 1 953 000 t 
75 vH der G esam tförderung Frankreichs, 1897 m it 3 804 000 t sogar 85 vH 
und stieg  bis 1911 auf 14 828 000 t oder 91 vH  der gesam ten E rzförderung. 
In den Jahren 1912 und 1913 erreichte die Förderung  in M eurthe-et- 
M oselle sogar 17 235 000 bezw. 19 813 000 t. Die gew altige S teigerung der 
Förderziffer im französischen M inettegebiet ist ausschließlich dem Auf
schw ung der H ochebene von Briey zu verdanken, deren G ruben w egen ihrer 
kostspieligen Anlage a u f  eine starke Förderung  hinarbeitem m üssen, um die 
G estehungskosten  herun terzudrücken; die Förderziffer der beiden ändern Becken 
hat ihren H öhepunkt erreicht und b leibt sich in den letzten Jahren  ziemlich 
gleich. Die folgende Ü bersicht zeigt uns den Anteil d er einzelnen Becken 
an der G esam tförderung.

Jahr

B ecken von Gesamtförder
m en ge von  

M eurthe-et-M oselle  

t

Gesam tförder
m en ge von  
Frankreich  

t
Nancy Longwy Briey

1875 976 000 __
18S5 600 000 1 012 000 --- 1 612 000 2318 000
1895 1 330 000 1 748 000 6  000 3 084 000 3 680 000
1905 1 713 000 2 333 000 2 353 000 6  399 000 7 395 000
1910 2 091 000 2 607 000 8 505 000 13 210000 14 606 000
1911 2 051 000 2 350 000 10 427 000 14 828 000 16 000 000
1912 1 968 000 2 305 000 12 717 000 17 235 000 18 840 000
1913 1 912 000 2 440 000 15 147 000 19 813 000 21 714 000

Die E rzförderung des D epartem ents M eurthe-et-M oselle um faßt mithin 
m ehr als 90 vH der gesam ten französischen Erzförderung. Sein E rzvortat 
b e träg t noch, wie w ir bereits hervorgehoben haben, 3 M illiarden t, und zwar 
verteilt sich dieser V orrat folgenderm aßen auf die einzelnen Becken :
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N a n c y   200 Mill. t
B riey   2000 »
L o n g w y   300 »
C rusnes 500 »

Neben diesem gew altigen Erzreichtum , den das ostfranzösische M inette
gebiet noch b irg t und an dem, wie w ir gleich sehen w erden, die deutsche Eisen
industrie in ansehnlichem Um fange beteiligt ist, ist vor kurzem in Frankreich 
ein neues E rzgebiet w iederum  erschlossen w orden, an dem sich die deutsche 
Eisenindustrie ebenfalls sofort in möglichst starkem  M aße beteiligt hat. 
Es ist das Erzvorkom men in der N orm andie, das sich über die D eparte
ments Calvados, O rne und M anche erstreckt und nach den heutigen U nter
suchungen etwa 16 000 ha abbaufähiges Gelände um faßt; s. Abb. 3.

W

? S t Andre 
’S)ay \M ezidon

¡A rgentanLarcham p^ 
/la /o u zêN

M E E R

$ La Fernere- bux-Ftangs
MortaüFMXßourberouae

‘ /  \  Afont-
\  '  /  , en - .

Qomfronf •Gérôme/ ost.Patnce-du-Desert
^¿G agno/es

-F /senbahnen -— —^___ALFNCOP
-----------A usgehendes d er F rz/ager

Abb. 3. Das Erzvorkom men in der Normandie. 1 :1 000 000.

b) D a s  E r z v o r k o m m e n  i n  d e r  N o r m a n d i e .
Das Erzvorkommen in der Normandie w ar schon lange bekannt, und an v er

schiedenen Stellen hatte man sogar früher vielfach schon Erze gewonnen. Aber 
seit der Revolution hatte  man den Abbau eingestellt, und nur die Namen ein
zelner O rtschaften oder die Spuren früherer Abbaue erinnerten noch an das 
dortige Erzvorkom men. E rst in den letzten Jahrzehnten w urden die Schürf
arbeiten von zwei Ingenieuren, Masse und M étayer, w ieder aufgenom men, 
und 1S75 w urde die erste Konzession im D epartem ent Calvados verliehen ;
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es w ar die von St. Rém y, d e r 1893 die von  St. André folgte. Von 1893 
bis 1910 w urden dann auch die in Abb. 4 eingezeichneten Konzessionen nach
gesucht und verliehen. Bis 1910 w aren es bereits 20.

Die gegenw ärtig  in der N orm andie ausgebeuteten  E isenerzlager gehören 
dem  Silur an, dessen Schichten ostw estlich oder südw estlich streichen und

CA£N

t r
;es-2a-Camèajne

-Ausge/iendes der £rz/oger 
-Grenze der yer//e/?enen £rzfe/der

1 St. André 6 Gouvix
2 May 7 Barbery
3 Bully 8 Perrières
4 M altot 9 Soum ont

11 St. Rémy
12 Jurques
13 M ontpinçon
14 O ndefontaine

5 Urville 10 E strées la C am pagne 15 H alouze

16 la F ernere
17 Larcham p
18 M ont-en-G érôm e
19 B ourberouge
20 M ortain

Abb. 4. Karte der verliehenen Bergfelder in der N orm andie. 1 :800000.

zu m ehr oder w eniger regelm äßigen Falten zusam m engeschoben sind ; sie w erden 
im O sten vom Jura überlagert.

M ächtigkeit und Art des Erzlagers sind in derselben M ulde stetig , 
wechseln aber in den verschiedenen Falten. Das Erz ist in der N ähe der T a g e s 
oberfläche H äm atit, g eh t aber in der Tiefe in K arbonat über. M an kennt, w ie aus 
d er Karte ersichtlich ist, bis jetzt vier M ulden, in denen die Konzessionen liegen.
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Diese sind M ay-sur-O m e, Barbery, Falaise und La Ferriere-aux-E tangs. Die 
M ächtigkeit des Lagers be träg t bis zu 6 m.

Die Erze haben bis 53 vH Eisen, und zwar enthalten die rohen Karbonate 
etw a 40 vH, die gerösteten  50 bis 51 vH  bei niedrigem  M angangehalt. Der 
Rückstand beträg t 14 bis 17 vH, der K alkgehalt 2,5 bis 4,5 vH und der 
Phosphorgehalt 0,6 bis 0,8 vH.

Die Entwicklung und Bedeutung der E isenerzlager der Norm andie geht 
am deutlichsten aus der Steigerung der Förderung hervor.

Diese be trug :

Die Förderung ist ailso in stetigem  Steigen begriffen, obschon die Konzes
sionen erst zu einem kleinen Teil in Betrieb sind. Die meisten sind erst in 
der Aus- und V orrichtung begriffen. U ngefähr ein Drittel des geförderten Erzes 
wird in Frankreich verhü tte t; die zwei übrigen D rittel wandern zu 2/ 5 nac'1 E ng ' 
land und zu 3/ 5 nach Deutschland über Rotterdam . Die Thyssenschen H och
ofenw erke in Caen, auf die w ir noch zu sprechen kommen und die 1915 in 
Betrieb genom m en werden sollten, waren bestim mt, die A usfuhr überflüssig zu 
machen und die V erhüttung an O rt und Stelle vorzunehmen.

Der französische Bergingenieur Nicou schätzt den V orrat des Erzvorkom 
mens in der Normandie auf 110 Mill. t, w ährend verschiedene Geologen ihn auf 
700 Mill. t einschätzen.

Diese beiden Erzgebiete nun, einerseits das Französich-Lothringens und 
anderseits das der Normandie, die hier besonders zu behandeln sind, weil, 
wie w ir gleich sehen werden, hier wichtige deutsche Interessen vertreten sind, 
haben nach vorstehendem  noch einen ganz gew altigen E rzvorrat und machen 
den H auptbestandteil der französischen Industrie aus. So reich nun einerseits 
Frankreich an Erzen ist, so arm ist es anderseits an K oh le2). 
Mit dem steten Aufschwung und der A usdehnung der französischen Eisen
industrie ist daher der Abstand zwischen K ohlenförderung und -verbrauch immer 
größer gew orden, und die Kohlenfrage ist schon seit fast einem Jahrzehnt das 
Sorgenkind idier ostfranzösischen Eisenhüttenleute. Die gesam te Kohlen
förderung des Jahres 1910 bezifferte sich in Frankreich auf 38,35 Mill. t, 1911 
betrug sie 39,35 Mill. t  und 1912 wurde sie bis auf 41,31 Mill. t gesteigert. 
D ieser Förderung aber stand ein Inland verbrauch gegenüber, der 1910 56,53 
Mill. t, 57,942 Mjilll. t und 1912 59,622 oder rd. 60 M,ill. t  betragen ¡hat. 
Das Verhältnis der französischen K ohlenförderung zum Inlandverbrauch ist 
ziemlich feststehend und keinen großen Schwankungen unterw orfen. Der 
durchschnittliche jährliche Fehlbetrag  belief sich in den letzten Jahren auf 
rd. 20 Mill. t, dessen Beschaffung nicht nur den Beteiligten schw eres 
K opfzerbrechen machte, sondern auch die ganze V olkswirtschaft schwer be

1902 . . . .  162400 t
1903 . . . .  202500 »
1904 . . . . 217 400 »
1905 . . . .  258300 »
1906 . . . .  292 500»

1907 . . . . 326 700 t
1908 . . . .  356800 »
1909 . 426 000 »
1910 . . . .  550000 »
1911 . . .  . 609000 »

2) Vergl. M. U ngeheuer: Die w irtschaftliche Bedeutung der französischen
Kohlenindustrie und die Kohlenfrage in Frankreich, T. u. W. 1915 S. 305 
und 352.



164 ABHANDLUNGEN

lastete, indem  ihr jährlich ungefähr 400 Mill. Fr (1911) bloß für die D eckung 
der fehlenden Kohle entzogen w urden.

N eben England und Belgien ist nun D eutschland d er H auptlieferer F rank
reichs an Kohlen und Koks. Denn w enn auch D eutschland seinen Eisenerz- 

. bedarf infolge seiner gew altigen E isenindustrie nicht decken kann, hat es 
doch in Schlesien, Rheinland-W estfalen, Aachen und an d er Saar unerm eß
liche K ohlenschätze, deren jährliche Förderung  den deutschen Bedarf bei 
w eitem  übersteig t. N ach der am tlichen B ergw erks-Statistik  be trug  die För
derung  an Steinkohlen im D eutschen Reich:

“ 1904 . . . .  120 S15 503 t 1909 . . .
1905 . . . .  12129S607 » 1910
1906 . . . .  137 117 926 » 1911
1907 . . . .  143 185691 » 1912
190S . . . .  147671 149» 1913

148 788 050 t 
152 827 777 » 
160 747 126 
174 S75 297 » 
191 511 154 »

Davon w urden 1913 beispielsweise 34 573 514 t  ausgeführt. Nach F rank
reich gingen in dem selben Jahre 3 242 175 t  S teinkohlen und 2 354 918 t Koks. 
Diese beiden Länder nun, Frankreich mit seinen gew altigen  Eisenerzschätzen 
und D eutschland m it seinem unerm eßlichen K ohlenreichtum , die gleichsam 
von der N atur aufeinander angew iesen sind und sich gegenseitig  w under
b ar ergänzen  könnten, sind durch die politische G renze voneinander getrennt. 
M an hat denn auch die N otw endigkeit einer w irtschaftlichen V erständigung 
besonders bei der gew altigen industriellen Entw icklung des letzten Jahrzehnts 
herausgefüh lt und in dem D eutsch-Französischen W irtschaftsverein ein O rgan 
geschaffen, das das V erständnis und die w irtschaftlichen Beziehungen beider 
Völker un tereinander erleichtern und anbahnen sollte; aber der K rieg von 1914 
h a t alle die so m ühselig erzielten Ergebnisse m it einem Schlage zerstört.

Bei den Bem ühungen, eine w irtschaftliche V erständigung zu erzielen, die zum 
Vorteil beider Länder gew esen w äre und die auch ihre politischen Beziehungen 
gekräftig t und gebessert hätte , begegnete man allerdings nicht im m er einem 
verständnisvollem  W ohlwollen. Namentlich die französische P resse regte 
sich ganz gew altig  über den deutschen Einbruch auf, und es w ar ih r hierbei, 
nach dem A usspruch eines französischen N ationalökonom en, m ehr um eine 
deutschfeindliche H etze als um eine w irtschaftliche V erständigung  zu tun. 
Sie w andte sich vornehm lich mit H eftigkeit gegen  die deutschen Beteiligungen 
in Frankreich, die doch nur aus einer w irtschaftlichen N otw endigkeit heraus
gew achsen waren und beiden Seiten V orteile brachten, indem  sie in m ehr 
oder m inder g roßem  M aßstabe zum gegenseitigen A ustausch der w ich
tigsten  R ohstoffe der E isenindustrie führten. Am 19. O k tober 1907 brachte 
das Echo de Paris zuerst einen Leitartikel, der viel S taub aufw irbelte und der 
betite lt w ar: „U n danger national. C om m ent les A llem ands accaparent nos 
richesses m inières de l,E st. Ils finiront par posséder les neuf dixièm es du fer 
en France.“  D er V erfasser, André Melvil, e rö rte rt zuerst die E ntdeckung des 
reichen ostfranzösischen M inettebeckens und sag t dann folgendes : „U nsere 
N achbarn waren trostlos und beunruhig t und suchten nach Kräften diesem 
bösen Schicksalschlag zu begegnen. Koste es w as es wolle, die deutsche 
Eisenindustrie durfte un ter keinen U m ständen durch diese neue W endung, 
die die Erzfrage in Frankreich genom m en hatte, leiden, sie m ußte sie sich 
im G egenteil so viel wie möglich d ienstbar machen. D eshalb spielten die
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D eutschen die W aghalsigen und suchten sich des ostfranzösischen Erzreich- 
tum s so viel wie möglich durch E rw erb zu bem ächtigen.“  Nach Melvil be
gann dieser deutsche Feldzug im Jahre 1900 und setzte sich seither ununter
brochen fort. Um dies zu bew eisen, ste llt e r die folgende Tafel der deutschen 
Beteiligungen im ostfranzösisehen M inettegebiet a u f :

J a h r
des

E rw erbs

K onzessionen
von

B ezirk
A us

d eh n u n g

h a

erw erb en d e  d eu tsch e  G esellschaft

1900 Batilly Briey 6 8 8 A. Thyssen
1902 Jouaville » 1032 derselbe
1902 Moutiers » 696 Deutsch-Luxem burgische Berg

werks- u. Hütten-A.-G. 25 vH
1902 Errouville » 948 Luxem burger Bergwerks- und 

Saarbrücker Eisenhütten-A.-G.
1906 Pulventeux Longwy 216 Röchling & Co.
1906 Valleroy Briey 8 8 6 Röchling & Co. 50 vH
1906 St. P ierrem ont Nord » 325

Aachener Hütten-A.-V. 7 vHSüd » 250

Melvil füg t hinzu, daß bereits kurze Zeit vorher die G rube von Lerouville 
durch Kauf in den Besitz von Rümelingen-St. Ingbert und die von Bellevue bei 
Briey in den Besitz von Burbach übergegangen  sei, und sag t w eiter: „Die 
G efahr is t wirklich da und is t um  so größer, als gerade die E rzförderung 
von M eurthe-et-M oselle 86 bis 88 vH unserer G esam tförderung ausmacht. 
W enn wir also nicht rasch und energisch eingreifen und den D eutschen nicht 
in ihren allmählichen Einbruchpoütik H alt gebieten, w erden w ir in einigen 
Jahren vor der traurigen  W irklichkeit stehen, daß Deutschland 9/io  unseres 
Erzbesitzes in H änden h a t.“  Ähnlich ereifert sich noch am 21. N ovem ber 1912 
der „M atin“  über den deutschen Einfall in dem ostfranzösischen M inettebezirk. 
E r zählt die folgenden Konzessionen als bereits der deutschen Eisenindustrie 
gehörig  auf: Jam y  812 ha (H oerde, Phoenix, H aspe); Murville 496 ha (Aumetz- 
F riede); St. P ierrem ont 917 ha (G elsenkirchen); Errouville 948 ha (Luxem 
burger Bergw erks- und Saarbrücker E isenhütten-A .-G .); Serrouville 720 ha 
(Rüm elinger und St. Ingberter H ochöfen und Stahlwerke A .-G.); M outiers 
696 ha (Deutsch-Luxemburgische Bergw erks- und Saarbrücker Eisenhütten-A.-G.) 
Valleroy 886 ha (R öchling); Bellevue 589 ha (Deutsch-Luxem burgische B ergw erks
und Saarbrücker Eisenhütten-A.-G.); Batilly 688 ha (Thyssen); Jouaville 1031 ha 
(Thyssen); Andemy-Chevillon 1916 ha (T hyssen); Conflans 820 ha (Dillinger 
W erke); La M ouriere 474 ha (Sambre- und M oselwerke). Diese Aufstellung 
is t völlig falsch, und die Schlußfolgerungen des Blattes sind derart tendenziös, 
daß sie des wissenschaftlichen Interesses entbehren und w ir es uns versagen 
können, darauf einzugehen. Von all den erw ähnten Erzfeldern hat Deutschland 
an den meisten, wie w ir gleich sehen w erden, nur eine prozentuale Beteiligung. 
Im übrigen zählt der Bericht nicht einmal alle Konzessionen auf, die D eutsch
land gehören oder an denen es beteiligt ist, so C rusnes, Villerupt, Bouligny, 
Pulventeux, Haute-Lay, Saint-Jean, Sainte Barbe und Sexey-aux-Forges. Dazu 
kom m t dann natürlich die deutsche Erzeinfuhr aus Frankreich, die sich im
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letzten Jahrzehnt im m er m ehr entw ickelt hat. W ir wollen daher im folgenden 
an der H and von Tatsachenm aterial einmal den deutschen Erzbezug aus 
Frankreich und die Form  dieses Erzankaufs feststellen, dann die Beteili
gungen aufsuchen, die D eutschland sich an dem französischen Erzbesitz gesichert 
hat, und drittens erm itteln, wie w eit sich D eutschland in den Besitz von fran
zösischen Eisenerzkonzessionen zu setzen gew ußt hat.

A. D i e  d e u t s c h e  E i n f u h r  v o n  E i s e n e r z  a u s  F r a n k r e i c h .
W ährend die E infuhr von französischen Eisenerzen zu Beginn dieses 

Jah rhunderts  (1901) kaum etw as über 20 000 t betrug, bezifferte sie sich 
1909 bereits auf 1 774 000 t, 1910 g ing sie auf 1 404 000 t herunter, stieg 1911 
aber w iederum  auf 1 S51 000 t und schw ang sich 1912 sogar bis auf 2 798 553 t, 
also beinahe 3 .Will, t  em por. Im Jah re  1913, also im letzten Jahre vor Aus
bruch des Krieges, reicht sie bereits mit 3 811 000 t ,an die vierte Million heran. 
D ie Zunahm e ist ganz gew altig, aber den w esentlichsten Anteil an dieser 
L ieferung hatte das M inettegebiet von M eurthe-et-M oselle und namentlich 
des Briey-Bezirkes, das durchschnittlich m indestens 90 vH  der E rzausfuhr 
nach D eutschland lieferte.

D agegen hat, wie w ir bereits kurz bem erkt haben, D eutschland den 
fehlenden Bedarf an Kohle in Frankreich zu einem gu ten  Teil gedeckt und 
dadurch der französischen E isenindustrie einen ebenso g roßen  D ienst erzeigt, 
wie Frankreich ihn der deutschen E isenindustrie durch die L ieferung von 
Eisenerzen erw iesen hat. Das D epartem ent M eurthe-et-M oselle allein, der 
H auptabnehm er von deutscher Kohle und Koks, das im Jah re  1910 beispielsweise 
1 400 000 t E isenerze an  D eutschland geliefert hatte, bezog von diesem  2 882 000 t 
Kohle. Die französische, w enigstens die ostfranzösische, und die deutsche 
Eisenindustrie w aren also bis zum Kriege w egen ih rer w ichtigsten Rohstoffe, 
E isenerz und Kohle, eng aufeinander angew iesen, und es w äre politische Unklug
heit gew esen, irgendw elchen chauvinistischen E inflüsterungen auf diesem G e
biete G ehör zu schenken und den A ustausch dieser R ohstoffe durch zollpolitische 
M aßnahm en zu erschw eren. G ewisse industrielle und finanzielle Kreise Ost- 
Frankreichs sahen sogar m it einiger G enugtuung  auf den Einfall 
D eutschlands in das französische M inettegebiet, weil sie durch das Beispiel 
D eutschlands ein W iedererw achen ih rer eigenen U nternehm ungslust und einen 
neuen G eist in ihrer ganzen finanziellen, kom m erziellen und industriellen Be- 
T ätigung  erhofften. Die Revue des V aleurs régionales de la Banque R enauld  in  
Nancy schrieb darüber noch am 9. Mai 1914: „O n parle  à nouveau de l’invasion 
économ ique allem ande en France. A quoi bon des statistiques pour arriver à 
conclure, chacun suivant son idée préconçue que le mal, — si mal il-y-a — 
est plus ou moins g ran d ?  Il est beaucoup plus in téressan t de déterm iner 
les causes de cette supériorité  de nos voisins e t de rechercher la leçon qui 
s’en dégage. Si nos voisins son t plus actifs que nous en m atière industrielle 
et commerciale, c’est qu’ils son t un plus g rand  nom bre à avoir besoin de se 
débrouiller dans la vie. L’excès de prospérité, au contraire, n ’a jam ais engendré 
l’esprit de conquête sous aucune forme. Au lieu de nous lam enter, sachons 
m ettre  à p rofit un contact de tous les jours avec des com m erçants souples et 
in sinuan ts p ou r aquérir ces qualités qui nous m anquent parfois. D ans la vie 
il est nécessaire d ’avoir un concurrent, un rival, vo ire  mêm e un ennemi.
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Telle est la raison de no tre  optim ism e en face du pessimisme de nom bre de 
personnes qui dans la rivalité franco-allemande ne voient que les risques 
de conflits, alors qu’il faut tenir compte égalem ent de l’émulation fructueuse qui 
en résulte pour nous. Que deviendrions-nous avec notre caractère insouciant, 
si nous n’avions ce stim ulan t?“

D ie Erzlieferungen Frankreichs an die deutsche E isenindustrie beruhen teils 
auf G elegenheitskäufen, teils auf langfristigen V erträgen, die m it den ver
schiedenen G rubengesellschaften abgeschlossen sind, teils auf Beteiligungen 
ian Erzfeldern und teils ,auf unm ittelbarem  E rw erb von Erzfeldern. Auf 
die Beteiligungen und die E rw erbungen w erden w ir bald zu spre
chen kommen. Einzelheiten über die Art und Form der Lieferungs
verträge sind natürlich nicht zu haben; sie sind auch nicht w eiter von Belang, 
da doch die jährlichen Ausfuhrm engen und ihre Steigerung m ehr für uns 
ins G ewicht fallen. Für den V erkauf der Erze des Briey-Bezirkes w urde im 
Jahre 1910 zunächst auf die D auer von fünf Jahren ein V erkaufskontor mit 
dem Sitz in Nancy „C om ptoir de V ente de M inerais du Bassin de Briey“ gebildet, 
dem die folgenden sechs bedeutendsten Firmen Ostfrankreichs angehören:

1) Société anonym e des H auts-fourneaux et fonderies de Pont-ä-M ousson 
(mit ihrer G rube von Auboué-Moineville) ;

2) Compagnie des Forges et Aciéries de la Marine et d ’H om écourt 
(mit ihrer G rube Hom écourt) ;

3) Société Marc Raty et Cie. in Saulnes (mit ihrer G rube Sancy) ;
4) Société des Aciéries de Longwy (mit ihrer G rube von Tucquegnieux- 

Bettaiuvillers) ;
5) Société anonyme des Forges et Aciéries du Nord et de l’Est (mit ihrer 

G rube Pienne) ;
6) Société anonyme des Aciéries de Micheville (mit ih rer G rube von 

Landres).
Alle diese G ruben sind, wie die folgende Fördertabelle beweist, auf eine sehr 

starke Förderung eingerichtet und sind im stande, g roße M engen jährlich für die 
A usfuhr bercitzustellen.

Grube
F ö rd e ru n g  im  Ja h re

1911

t
1912

t
1913

t

1) Auboué ........................... 1 727 000 1 791 000 2 009 000
2) H om écourt..................... 1 819 000 1 841 000 1 783 000
3) Sancy ................................ 540 000 584 000 688 000
4) T ucquegnieux. . . . 846 000 1 012 000 1 113 000
5) P i e n n e .......................... 976 000 1 091 000 1 131 000
6) L a n d re s ........................... 852 000 956 000 1 088 000

V ertreter des Erzverkaufskontors für den Zollverein ist H err Zim mer 
aus Luxemburg.

Interessant ist aber noch, wie sich, abgesehen von den regelrechten 
Abschlüssen deutscher H üttenw erke mit den ostfranzösischen Eisenerzgruben 
oder dem V erkaufskontor, die deutsche Eisenindustrie beispielsweise in der
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N orm andie zu behelfen w ußte, ohne die öffentliche M einung Frankreichs 
w ieder einm al über den deutschen Einfall in H arnisch zu bringen. Bei der 
Entdeckung des Erzvorkom m ens der N orm andie beteiligten sich u. a. auch 
verschiedene ausländische U nternehm ungen' an der E rschließung dieses neuen 
und vielversprechenden Erzlandes, und darun ter befand sich auch die Société 
française de M ines de fer, die eiine eigenartige Stellung einnim m t. Dem 
Namen nach w ürde man sie, besonders noch, weil sie ihren Sitz in Paris hat, 
für eine w aschechte französische G esellschaft halten, tatsächlich ist sie aber von 
holländischen Kapitalisten gebildet w orden und ist eine ausschließlich hollän
dische G esellschaft, die in R otterdam  ihr H auptbetä tigungsfeld  hat und einen 
schw unghaften Erzhandel betreibt. D er L eiter der G ruppe is t der Erz
händler de P oorter, der sich für die Bedürfnisse seines H andels in der N or
m andie 3496 ha Erzkonzessionen erw orben hat. Sein E rzbesitz erstreckt 
sich über die D epartem ents Calvados und M anche und um faßt die Kon
zessionen Jurques (365 ha), O ndefontaine (559 ha), B ourberouge (1322 ha) 
und JMortain (1250 ha). Die Erze dieser K onzessionen, die erst in Aus- 
und V orrichtung begriffen sind, gehen ausschließlich über R otterdam  nach 
Deutschland, das sich nach den A ngaben der „In fo rm ation“  die G esam t
fö rderung  dieser vier Erzfelder gesichert hat, und zw ar zum Teil durch lang
fristige V erträge, wie beispielsweise Thyssen, der auf 10 Jah re  ein A nrecht auf 
die Förderung von Jurques erw orben hat, oder wie die Firm a Fried. Krupp
A.-G., die ein A ngebot auf eine jährliche L ieferung von 200 000 t  der Förderung 
von B ourberouge gem acht hat, oder Stinnes, der nach der „In fo rm ation“ 
sich m it einer Summe von 1 500 000 Fr an der Konzession von B ourberouge 
gegen eine bestim m te jährliche Erzlieferung beteilig t haben soll.

Kurz, D eutschland hat sich durch L ieferungsverträge m it den K onzessions
inhabern einen stetig  w achsenden P rozentsatz seines A uslandbedarfs an Eisen
erzen gesichert. A ber w ichtiger noch als die V erträge sind die Beteiligungen 
deutscher E isenindustriegesellschaften an dem französischem  Erzbesitz.

B. D e u t s c h e  B e t e i l i g u n g e n  a m  f r a n z ö s i s c h e n  E r z b e s i t z .
H ier kom m t hauptsächlich das ostfranzösische M inettebecken und vor

allem der Briey-Bezirk in Betracht. Deutsche B eteiligungen finden w ir hier 
vor dem Kriege im neun Konzessionen m it einer G esam tausdehnung von 
6702 ha, und zw ar in den Konzessionen von V alleroy, Jarny , Sancy, M urville, 
M outiers, Conflans, Serrouville und schließlich Errouville und Bellevue.

1. Die K o n z e s s i o n  v o n  V a l l e r o y  bietet ein M usterbeispiel für 
die w irtschaftliche V erständigung zwischen D eutschland und Frankreich, und es 
ist wirklich zu bedauern, daß dieses V erfahren keine N achahm er gefunden hat. 
H ier haben w ir den Austausch von Erzen und Kohlen auf gesunder 
privat- und volksw irtschaftlicher G rund lage; eine allgem einere w irt
schaftliche A nnäherung, die beiden Ländern zum V orteil gereich t hä tte , w äre 
vielleicht auch das festeste  Bollwerk gegen  politische Ü berraschungen ge
wesen. Die Konzession von Valleroy hat einen U m fang von 886 ha. Sie 
w urde durch V erordnung vom 10. M ärz 1886 der Société des Aciéries de Longwy 
verliehen, einer der ersten  und bedeutendsten E isenhüttengesellschaften des 
ostfranzösischen Bezirkes. Diese hat einen beträchtlichen E rzvorrat in nächster 
Nähe ihrer H üttenw erke, so die Konzessionen von M ont-St. M artin, H erserange,
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Moulaine, H ussigny, O odbrange, Tiercelet, Tucquegnieux-Bettainvillers usw .; 
nur litt sie, wie alle französischen H üttenw erke, M angel an Kohle, die sie 
sich durch gelegentliche unm ittelbare Käufe oder durch langfristige V er
träge verschaffen m ußte. Da ih r  genügend Erzbesitz zur V erfügung stand, 
beschloß sie, einen kleinen Teil hiervon an eine deutsche G esellschaft abzu
geben und sich dafür einen Teil einer deutschen Kohlenkonzession ein
zutauschen. Zu diesem Zweck suchte sie die Konzession von Valleroy aus
und schloß am 25. Juni 1907 ein Ü bereinkom m en für die D auer von 99 Jah
ren mit G ebrüder Röchling in Saarbrücken auf folgender G rundlage:

Die Firma G ebrüder Röchling gibt den Aciéries de Longwy eine Be
teiligung an der Kohlenzeche Karl A lexander zu Bäsweiler im Aachener
Bezirk die einen G esam tum fang von rd. 3586 ha hat. Die Société de 
Longwy beteiligt sich sofort fest an einem V iertel m it 5 Mill. M und be
hält sich das Recht vor, ihre Beteiligung bis zur H älfte auszudehnen, wenn 
in einem Zeitraum  Von 5 Jahren der Abbau dieser Kohlengruben g u te  
Ergebnisse aufweist. D afür erhält die Société de Longwy im V erhältnis ihrer 
Beteiligung Kohlen und Koks zum Selbstkostenpreise. Für die Erschließung die
ser Kohlengruben w urde im Jahre 1908 eine Gesellschaft m it beschränkter 
H aftung gegründet. Die Société de Longwy ist im V erw altungsrat ver
treten, doch ist im Interesse des U nternehm ens ausdrücklich Vorbehalten,
daß sich G ebrüder Röchling einen überw iegenden Einfluß bewahren.

Als Entgelt für diese Beteiligung gew ährt die Société de Longwy der 
Firma G ebrüder Röchling gegen Zahlung von 4 Mill. F r eine Beteiligung 
bis zur H älfte an den Erzen ih rer Konzession von Valleroy auf dem Gebiet von 
Briey. Um das G eschäft durchzuführen, g ründete man eine A ktiengesell
schaft m it einem Kapital von 9 Mill. Fr. Die Société de Longwy erhält 
für ihre Einlage der Konzession 8,025 Mill. Fr oder 16 050 Aktien zu
500 Fr. Von diesen Aktien muß sie nach zwei Jahren 8000 an die Firm a
G ebrüder Röchling abgeben, die deren Beteiligung an dem G eschäft ausmachen. 
Die B rüder Louis und Robert Röchling sitzen im V erw altungsrat der Eisenerz
gesellschaft, doch behält die Société de Longwy den V orrang.

Die Förderung der G rube wird zu gleichen Teilen un ter die beiden
Gesellschaften verteilt. D er G eschäftsbericht vom 27. A ugust 1913 verzeichnet 
für das B etriebsjahr 1912 bis 1913 eine Förderung von 221 540 t. Die
Aus- und Vorrichtungsarbeiten der G rube sind vollendet. Die unterirdischen 
Strecken sind 3418 m lang. Die W asserhaltung wird durch drei elektrische 
Pumpen mit einer Leistungsfähigkeit von 5 cbm /sk und eine Dampfpum pe mit 
einer solchen von 10 cbm /sk besorgt. In d er Gruibe sind 500 A rbeiter tätig.

Durch ih r Zusam m engehen gew ährleisteten sich diese beiden G esell
schaften gegenseitig  die Regelm äßigkeit der V ersorgung mit den erforder
lichen Rohstoffen und schützten sich gegenseitig  gegen die Preisschw an
kungen auf dem Koks- und Erzmarkt. Leider fand ihr Beispiel bis dahin 
keine wertere Nachahmung. In den übrigen Abmachungen finden w ir ledig
lich deutsche Beteiligungen an französischen Erzkonzessionen.

II. Ein erstes Beispiel dieser Art bilden die Konzessionen von J a r n y  und 
S a n c y ,  die einer industriellen G ruppe angehören, in der das deutsche Ele
m ent die O berhand hat. Es sind dies die rheinisch-westfälischen H ütten 
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w erke Phoenix (durch H oerde), H aspe und H oesch. U b er die B edeutung 
dieser g roßen  deutschen H üttenkonzerne brauchen w ir wohl hier kein W ort 
zu verlieren. Bezeichnend ist, daß keine dieser G esellschaften genügende 
Erzvorrätc für die Deckung ihres Bedarfs h a t; Phoenix hat zw ar einen Erzbesitz 
in L othringen, im S iegerlande, in N assau usw. von 195 Mill. qm ; aber bei 
dem  gew altigen V erbrauch seiner zahlreichen H ochofenw erke kann es vom 
Bezug frem der Erze nicht absehen, die es sich en tw eder durch Ankauf oder 
durch V ergrößerung  seines E rzfelderbesitzes im A uslande beschaffen muß. 
D er m angelnde E rzvorrat hat denn auch die drei G esellschaften Phoenix, 
H aspe und H oesch zu einem Konsortium  zusam m engeschm olzen, das sich fast 
völliges E igentum srecht an den Konzessionen von Jarny  und Sancy er
w orben hat.

Die Konzession von J a r n y  (812 ha) w urde durch V erfügung vom  18. Juni 
1887 an die Société m étallurgique de Senelle-M aubeuge (Bezirk von Longwy) e r
teilt. Für die E rschließung derselben g ründete  man am 26. Mai 1906 die 
Société des M ines de Jarny mit einem A ktienkapital von 6 Mill. Fr, das aber 
bald au f 12 Mill. F r erhöht w urde. Senelle-M aubeuge brachte die Konzession als 
Einlage und erhielt dafür (10 000 Aktien zu 500 Fr, w ährend die übrigen 
g rößten teils von den drei obengenannten deutschen H üttenw erken  erw orben w ur
den. Anfangs beteiligten sich die vier G esellschaften zu gleichen Teilen sowohl 
an den Kosten als auch an der E rzförderung, aber nach der 
heutigen Zusam m ensetzung des V erw altungsrats muß das U nternehm en in 
der H auptsache an das K onsortium  d er drei deutschen G esellschaften über
gegangen  sein.

Die G rube von Jarny w ar b is zum Kriege noch in V orrichtung begriffen, 
aber die S teigerung ih rer Förderung ist trotzdem  bem erkensw ert. Sie stieg 
von 4763 t im Jah re  1909 auf 112 7112 t im Jah re  1910, erreichte 244 545 t 
im Jahre 1911, 310 000 t  jm  Jahre 1912 und 347 000 t im Jahre 1913.

III. Die Société des M ines de Jarny gehö rt auch die Konzession von 
S a n c y  (735 ha) im N orden des Briey-Bezirkes dicht an d er deutschen 
G renze, die anfangs der Firma M arc Raty & Co. aus Sauines (G ebiet von 
Longwy) verliehen w orden war. Die G rube hat zwei Förderschächte und 17 km 
Strecken. Die Belegschaft zählt 600 A rbeiter. Die Förderung  ist von 5000 t 
im Jahre 1906 auf 100 000 t  im Jahre 1907, auf 300 000 t im Jah re  1909, auf 
538 000 t im Jahre 1911, auf 584 000 t im Jahre 1912 und auf 688 000 t 
im Jahre 1913 gestiegen.

IV. D er Konzession von M u r v i 11 e (496 ha) erg ing  es ähnlich wie der 
von Jarny. Sie w urde am 20. M ärz 1900 ebenfalls an die Société m étallu r
g ique de Senelle-M aubeuge verliehen, die sie dann u n te r ähnlichen Bedin
gungen  wie die von Jarny  als Einlage in die Société des M ines de M urvillc, 
eine G esellschaft, die sie am 21. M ärz 1907 mit den lothringischen H ü tten 
w erken A um etz-Friede gründete, einbrachte.

Das A ktienkapital der neuen G esellschaft be trug  10 Mill. Fr (20 000 Aktien 
zu 500 F r); Senelle-M aubeuge erhielt fü r seine Einlage 16 000 A ktien, von den 
übrigen  4000 zeichneten die D irektoren von Senelle-M aubeuge 2925 und 
der V izepräsident des V erw altungsrates von A um etz-Friede 950. Die E r
schließungsarbeiten w urden sofort nach G ründung  der G esellschaft in A n
griff genom m en. Die Förderung geh t bei 200 m Teufe vor sich, sie ist in
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stetem  Steigen begriffen und betrug  1909 4930 t, 1910 129 315 t, 
1911 238 935 t, 1912 323 90Q t und 1913 422 600 t. Vor dem Kriege 
hatte Aumetz-Friede bereits den größten  Teil der Aktien der Société 
des Mines de Murville an sich gebracht, so daß diese G esellschaft heute fast aus
schließlicher Besitzer der G rube ist. Die Beteiligung an Murville erscheint übri
gens mit jedem Jah r stärker in den Besitz von A um etz-Friede: 1 799 871 Fr im 
Jahre 1907, 5 935 372 Fr im Jahre 1908, 7471 948 Fr im Jahre 1909, 8 991 115 Fr 
im Jahre 1910 und 9591 115 Fr im Jahre 1911.

V. Die Konzession von M o u t i e r s  (696 ha) wird von der Société de 
M outiers ausgebeutet. Diese Gesellschaft wurde am 16. O ktober 1900 von 
vier Eisenhüttengesellschaften gegründet, zu denen eine französische Firma, die 
Société m étallurgique de Gorcy (im G ebiet von Longwy), zwei belgische 
Gesellschaften, die Société d ’O ugrée-M arihaye und John Cockerill, Seraing, 
und eine deutsche Gesellschaft, die Deutsch-Luxem burgische Bergwerks- und 
H ütten A.-G., gehören. Diese vier G esellschaften sind gleichm äßig mit einem 
Kapital von 2 500 000 Fr an dem U nternehm en beteiligt. Die G rubenein
richtung ist m ustergültig, die Strecken sind auf m ehr als 50 km ausgeführt, 
man baut das graue und das rote Lager ab, die eine M ächtigkeit von 2j,10 
bis 4 m bezw. 2,30 bis 3,90 m aufweisen. Die Förderung betrug  1905 
rd. 400 000 t und 1912 806 000 t, hat sich also in 7 Jahren m ehr als ver
doppelt; 1913 betrug sie 920 000 t.

VI. Die Konzession von C o n f l a n s  (820 ha) w ar zwei französischen 
Industriellen, Vieillard und Migeon aus M orvillars, erteilt w orden. Um sich die 
nötigen Kapitalien für die E rschließung zu beschaffen, bildeten die beiden 
am 14. Septem ber 1907 eine Gesellschaft, die 200 Anteile ohne Kapital
benennung herausgab. Vieillard und Migeon behielten 100, die Dillinger 
W erke in Dillingen an der Saar erw arben  70 Und die belgische E isenhütten
gesellschaft Espérance-Longdoz 10 A nteile; an dem Rest sind noch beteiligt die 
Société des Forges de Vireux-M olhain (Nordfrankreich) und die Société des 
Usines de M ontcheret (Belgien) mit je 10 Anteilen. Die Erschließungsarbeiten 
haben noch nicht begonnen.

VII. Für die Erschließung der Konzession von S e r r o u v i l l e  (720 ha) 
hat die Société des Forges de Brévilly 1908 die Société des Mines de 
Serrouville mit einem Aktienkapital von 600 000 Fr gegründet. Beteiligt 
daran sind einerseits der Konzessionär, nämlich die Forges de Brévilly, und 
anderseits die Rüm elinger und St. Ingberter Hochöfen und Stahlwerke A.-G., 
die damals noch eine luxem burgische Gesellschaft w aren, seit 1911 aber durch 
ihre enge Interessengem einschaft mit der Deutsch-Luxem burgischen Bergw erks
und H ütten A.-G. ein deutsches U nternehm en gew orden sind.

VIII. E r r o u v i 11 e und IX. B e l l e v u e .  An diesen beiden Konzessionen 
ist Burbach beteiligt, das inzwischen durch Fusion mit Düdelingen-Esch im Jahre 
1911 M itglied des großen luxem burgischen Konzerns V ereinigte H üttenw erke 
Burbach-Eich-Düdelingen mit dem Sitz in Luxem burg gew orden ist, also 
als luxem burgisches U nternehm en angesehen w erden muß. Da aber Luxem
burg Mitglied des Deutschen Zollvereines ist und die Burbacher H ütte, auf 
deren V ersorgung durch die Erze von Briey es wohl hauptsächlich ankommt, 
auf deutschem Boden liegt, wird es wohl angehen, auch diese beiden Be
teiligungen noch mit in diesen Rahmen einzuschalten, obwohl w ir diese
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U ntersuchung im allgem einen nicht auf die luxem burgischen H üttenw erke
ausdehnen.

Die Konzession von Errouville (948 ha) w urde 1895 der Société 
Lorraine -industrielle verliehen. Für ihre Erschließung w urde die Société 
d 'E rrouville m it einem Kapital von 3 Mill. F r von den Firm en de W endel 
(-/s) und B urbacher H ütte  (1/ 3) gegründet. Die Förderschächte wurden 
im Laufe des Jahres 1912 fertiggestellt und es w urde m it der A usrichtung 
der Strecken begonnen. 1912 ist das erste F örderjahr mit 21 927 t, 1913 
betrug  die Förderung  bereits 178 000 t.

Die Konzession von Bellevue (589 ha) w urde 1895 der Société anonym e des 
H auts-fourneaux de la Chiers zugesprochen, und für ihre E rschließung w urde die 
Société des M ines de Bellevue m it einem Kapital von 3 Mill. F r gegründet, an 
der sich neben den H auts-fourneaux de la C hiers auch Burbach eine Beteiligung 
gesichert hat.

Es bleibt dann zum Schlüsse noch eine Beteiligung, die sich immer 
m ehr zum vorw iegenden Alleinbesitz ausw ächst, nämlich die B eteiligung der 
G elsenkirchener Bergwerks-A.-G. an der Konzession von St. P ierrem ont. Ick 
ziehe daher vor, sie im nächsten A bschnitt, der über den E rw erb französi
scher Konzessionen durch deutsche E isenhüttengesellschaften handelt, zu be
sprechen, um som ehr, als G elsenkirchen noch eine Reihe w eiterer Konzessionen 
in seinen ausschließlichen Besitz gebracht hat. (Forts, folgt).

PATENTPOLITIK NACH DEM KRIEGE.
Von Dr. H. WIRTH.

Ich will h ier die F rage aufw erfen, inw iew eit die N eigung zur Soziali
sierung nach dem Kriege auch das P aten trech t beeinflussen wird, inwieweit 
die individualrechtlichen B evorzugungen entgegenstehende G em einnützigkeits
idee auch etw a auf eine M ilderung patentgesetzlicher Ziele, auf eine A rt Entm ono- 
polisierung hinw irken, jedenfalls aber einer V erschärfung des Schutzes ent
gegenw irken Jcönnte. Ich will die Frage, deren B eantw ortung von sehr vielen 
U m ständen abhängig  ist und von sehr vielen G esichtspunkten aus erfo lgen kann, 
nicht selbst beantw orten, sondern nur anschneiden.

Ich gehe aus von dem vielfach geäußerten  W unsch, die D auer von 
Patenten  und G ebrauchsm ustern, welche in der K riegszeit zum Ablauf ge
langt sind, oder auch später ablaufen, um die K riegsdauer oder eine ähnliche 
Z eitspanne zu verlängern. Diese F orderung wird einleuchtend und kriegstim 
mungsvoll dam it begründet, daß die M ehrzahl der Schutzrechte w ährend des 
Krieges brach gelegen habe, und daß es deshalb eine Forderung  der G e
rechtigkeit sei, diese unverschuldete E inbuße auszugleichen.

Einer derartigen  Schutzverlängerung stehen eine Anzahl gew ichtiger 
G ründe entgegen, wie, daß auch die K riegsindustrien m it betroffen w ürden, 
daß bei E inbeziehung junger Paten te  die Paten tverlängerung  erst nach langen 
Jahren  eintreten w ürde, wenn die K riegsfolgen längst anderw eit überholt 
sind. Es spricht auch die grundsätzliche Stellungnahm e derer mit, welche 
die jetzigen Schutzfristen für zu knapp halten. Aus der G roß- und Schwer-
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industrie sind schon wichtige Stimmen gegen solche V erlängerungen laut 
gew orden.

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß der Gesichtspunkt, der die un
verschuldete Einbuße des einzelnen geltend macht, durchaus individualrecht
licher N atur .ist, und daß derartige individualrechtliche G ründe, wie sehr sie 
auch sonst G leichrang mit anderen G rundlagen des Patentw esens haben m ö
gen, für die Zeit nach dem Krieg nur ein erheblich verm indertes G ewicht be
anspruchen dürfen. Die w irtschaftspolitischen G ründe, welche neben den 
individualrechtlichen G ründen Patent- und M ustergesetz stützen, w erden um 
gekehrt an Bedeutung erheblich gewinnen. W enn man durch ein Extrem
den G edanken klarmachen will, könnte man zu folgendem komm en:

G esetzt der Fall, es würden mit Kriegschluß allen D eutschen Lizenzen 
— Freilizenzen oder gegen angem essenes Entgelt — auf alle deutschen P a
tente und M uster gew ährt, so wäre damit, für den Augenblick jedenfalls,
die Industrie in die absolut günstigste Lage für den W ettbew erb m i t  d e m  
A u s l a n d  gesetzt. Jeder D eutsche w äre in der Lage, nicht nur sein 
eigenes geistiges Eigentum, sondern das G esam teigentum  des deutschen Vol
kes in seinem Betrieb der Volkswirtschaft nutzbar zu machen.

Dieselbe Betrachtungsw eise würde den einzelnen Patentinhaber als den 
N utznießer der V ergangenheit bezeichnen, als denjenigen, der den Lohn für 
Erfindungen aus der Zeit vor dem Kriege einheimst. Beiläufig auch den
ausländischen Inhaber deutscher Patente.

Diese volle Kommunalisierung des geistigen Eigentums aus der V ergangen
heit würde hiernach auch vielleicht eine erhöhte erfinderische Tätigkeit für 
die G egenw art und die nähere Zukunft hervorrufen. Die N utznießer der 
V ergangenheit haben ihren V orsprung verloren und müssen versuchen, von 
der gleichen G rundlagen aus wie alle ändern schaffend, w ieder einen e r
finderischen V orsprung zu gew innen; allerdings haben auch die neuen Li
zenzgenießer den erfinderischen Ansporn teilweise verloren.

Dieser extrem e Idealfall zeigt gerade so deutlich auch, wie wenig die 
Frage aus einem einzelnen G esichtspunkt lösbar ist. D er geschilderte Zustand 
bezieht sich nur auf e i n e  Seite der w irtschaftspolitischen Richtung des P a
tentrechtes. D er Anspruch auf den Lohn erfinderischer Tätigkeit reizt zu
solcher Tätigkeit. Das ist die e i n e  Seite. Eine andere Seite ist aber auch die, 
daß sehr viele Erfindungen des Patentschutzes zu ihrer Entwicklung bedür
fen, daß ohne den Patentschutz für die erste Prinzipienerfindung die w eiteren 
V erbesserungserfindungen das Tageslicht überhaupt nicht erblicken. Insofern 
könnte die Beseitigung prinzipieller Patente gerade auch lähm end auf w ei
tere Erfindungstätigkeit wirken. Sie w äre vielleicht e i n e  der Folgeerschei
nungen, welche eine derartige Enteignung in unserm Idealfalle zur Folge 
haben w ürde, die nicht nur eine gew altige E rschütterung des Recht
bewußtseins, sondern auch eine solche der bestehenden wirtschaftlichen O rd
nung verursachen könnte.

Das schließt nun aber alles nicht aus, daß der G edanke erw ägensw ert bleibt, 
inwieweit eine V erschärfung und eine M ilderung des Schutzes nach dem Kriege 
erstrebensw ert scheint, und daß diese Frage e i n e n  grundsätzlichen G esichts
punkt für die ganze G esetzgebung zur Linderung der Kriegsschäden abgibt. 
Ich w iederhole: nur einen der vielen Gesichtspunkte. Es w äre aber z. B.
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auch zu erw ägen, ob nicht d er bestehende Lizenzzwang eine recht viel 
energischere Form  annehm en könnte. Z w ar liegt schon in dem W ortlau t des 
jetzigen G esetzes, w elches das öffentliche Interesse zur M aßgabe der Z w angs
lizenzerteilung macht, ein G esichtspunkt, der auch ohne w eiteres die Än
derung dieses Interesses, wie sie eben die Zeit nach dem Kriege m it sich 
bringt, einschließt. Die verhältnism äßige W irkungslosigkeit dieser Bestim
m ung ist aber auf die ungenügenden prozessualen M ittel zu ihrer D urch
führung zu gründen, bei welchen g a r nicht an das Bedürfnis der Schnellig
keit u |nd der E infachheit gedacht ist, die eine tatsächlich w irksam e Anwendung 
des G rundsatzes der Zw angslizenz erm öglichen w ürden.

Selbstverständlich spielt in diese F rage auch die neue in ternationale Re
gelung hinein, die Frage, inw iew eit w ieder ein System in ternationaler F rei
zügigkeit oder nationaler Beschränkung in Technik und gew erblichem  Rechts
schutz seinen Einzug halten wird.

Die B eantw ortung der allgem einen Frage häng t von so vielen einzelnen prak
tischen Rücksichten ab, daß sie nur auf G rund von Ä ußerungen d e r einzelnen 
Industriekreise entschieden w erden kann. Im besonderen sind Anzeichen da
für da, daß vielfach gerade die K leinindustrie sehr g roßen W ert auf Erhal
tung und V erlängerung von Schutzrechten legt. W ährend ich selbst einer 
Paten tverlängerung  gegenüber noch zw eifelhaft bin, neige ich einer Verlän
gerung  von G ebrauchsm usterschutzrechten sehr zu.

Die Ä ußerungen der beteiligten Kreise sind aber w ieder seh r m it V orsicht zu 
gebrauchen, namentlich deshalb, weil sich die betroffenen P aten tinhaber seh r viel 
eifriger regen  w erden als diejenigen, welche heute im W ettbew erb m it ihnen 
stehen. Unparteiische B eurteiler sind nur solche, welche eigene P aten te  haben 
und die ihnen im W ege stehenden Patente anderer gerade so genau kennen.

Auf dem selben G ebiet wie die V ergem einschaftung früherer E rfindun
gen, liegt die O rganisation großgenossenschaftlicher E rfindungstätigkeit, wie 
sie vielfach heute besteht. So w urde in d e r Jahresversam m lung des Vereins 
deutscher E isenhüttenleute nach der F rankfurter Z eitung berichtet, daß eine re
gelm äßige V erm ittlung der mit Ersatzstoffen gem achten E rfahrungen zwischen 
den W erken stattfand. W ertvolle Fingerzeige für später sollen hier gegeben 
w orden sein. Den Neulingen in der G eschoßfabrikation w urde über die An
fangsschw ierigkeiten w eggeholfen. W ie w eit solche G em einsam keit von 
der A usschaltung inländischen W ettbew erbs abhängt, ist wohl eine G rund
frage für die zukünftige V erfolgung solcher G edanken.
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II. DER GELD- UND WARENMARKT.
Die Roheisenerzeugung 

Deutschlands.
Die R oheisenerzeugung  D eu tsch lands  stellte  

sich  im  Ja n u a r  au t 1077 046 t  g e g e n  874 133 t 
im  Ja n u a r  1915 und  1 566 505 t  nn  J a n u a r  1914.
D ie E rz eu g u n g  ü bertriftt d ie  des V orjahres um  
202 9 1 3 t  w äh rend  s ie  h in te r d e r des  J a n u a rs  
1914 um  489 559 t, d. i. 31,1 vH  z u rü c k b le ib t Die 
T a se se r re u e u n g  s te llte  s ich  in  d en  le tz ten  M o
naten  w ie fo lg t: S ep tem ber 34 4 2 6 t, O k to b e r 
34721 t, N ovem ber 33 791 t, D ezem ber 33198 
Ja n u a r  34 743 t  ,

D ie L age d es  R oheisenm ark tes is t nach  w ie 
vor an dauernd  fest, b eso n d e rs  fü r Q ualitä tse isen , 
ab e r auch  fü r an d e re  R oheisensorten , w ie G ieße
rei R oheisen, is t d ie  N achfrage rech t lebhaft g e 
w e se n , w äh ren d  L uxem burger Sorten  h au p t
säch lich  von dem  n eu tra len  und  v erbündeten  
A usland  gefrag t w urden .

Die Roheisenerzeugung der 
Vereinigten Staaten von 

AmeriKa.
ln den V erein ig ten  S taa ten  w urden im  J a n u a r  

3 188 344 t  R oheisen gew onnen , g eg e n  1601000 t 
L V .,  im  F eb ru a r 3 087 000 t  g eg en  1674 000 t  
D ie R oheisenerzeugung  in den  V erein ig ten  S taa
ten  is t von  M onat zu  M onat ges tiegen , w enn  
auch  d ie  Jan u a re rz e u g u n g  g eg e n ü b e r d e r D e
zem b ererzeu g u n g  e in e  K lein igkeit zu ruckgegan - 
g en  i s t  D er ab so lu te  R ückgang  im F eb ru a r  ist 
n u r scheinbar, da  d ie täg liche  E rz eu g u n g  sich  
auf 108000 t  s te llte  g eg en  106 0 7 2 1 im  J an u a r .
D ie Zahl d e r im  B etriebe  befind lichen  H och
öfen s te llte  sich  im  F eb ru ar auf 312. G egenüber 
dem  V orjahre h a t d ie  R oheisen erzeu g u n g  fast 
um das D oppelte  zugenom m en , w as an g e sich ts  
der an d au ern d en  W afien- u nd  M unitionsliefe
rungen  n ich t w e ite r  zu  v erw undern  i s t

Die Flußstahlerzeugung 
Deutschlands.

Die F lu ß s tah le rzeu g u n g  D e u tsc h la n d s , die 
w ir zum  erstenm al in  e in er T abelle  w ied e r
g eben  , ze ig t im  ab ge lau fenen  J a h re  1915 eine 
noch w eitg eh en d ere  S te ig e ru n g  als  d ie  R oheisen-
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• rz eu g u n g . D ie J a h re s e rz e u g u n g  an  F lußstah l 
b e tru g  13 187 616 t. Im e rs te n  K rieg sm o n a t b e 
lief s ich  d ie F lu ß s ta h le rz e u g u n g  auf 37 vH  der 
d u rch sch n ittlich en  F r ie d e n se rz e u g u n g , w äh ren d  
sie  im  J u li 1915 ü b e r 66 v H , im  O k tober über 
77 vH  au sm ach te . Im J a n u a r  1916 b e tru g  die 
F lu ß s ta h le rz e u g u n g  1 224 732 t ,  d ie  T a g e se rz e u 
g u n g  48 989 t  g e g e n  44 825 t im  D ezem b er 1915.

Der Versand des StahlwerKs- 
verbandes.

D er V ersan d  des S tah lw erk s  /e rb a n d e s  stellte  
sich  im  J a n u a r  au f 285 784 t g e g e n  255 016 1 1. V., 
im  F eb ru a r  auf 282 269t g e g e n  266 905 t i. V. 
Von dem  G esam tv e rsa n d  en tfie len  auf H albzeug  
im  J a n u a r  75 045 t g e g e n  55 832 t i.V ., im  F e 
b ru a r 74 491t (66050 t), au f E ise n b ah n m ate ria l im 
J a n u a r  157 345 t (151 841 t), im  F e b ru a r  141 076 t 
(140 490 t ) ,  auf F o rm eisen  im  J a n u a r  53 394 t 
(51 343 t), im  F eb ru a r  66 702 t (60 365 t). E s  hat 
s ich  a lso  d ie  E rz e u g u n g  im  J a n u a r  und  F eb ruar 
g eg e n ü b e r  dem  V orjahre  g eh o b e n . D ie B eteili
gu n g sz iffe r  des G esam tv e rsa n d es  m a ch t 53,10 vH

Peg e n  47,38 vH  im  J a n u a r  1915 aus , w äh ren d  sie  im 
e b ru a r 52,44 vH  (49,58 vH ) b e tru g . A uch im 

S tah lw erk sv e rb an d  h ab en  sich  som it d ie V er
h ä ltn isse  w eite r  w esen tlich  g eb e sse r t. D er Ver
band  hat, w äh ren d  e r im  e rs te n  V ierte ljah r den 
V erkauf n och  zu  u n v e rän d e rten  P re ise n  frei- 
geg eb en  h a lte , iü r  das  zw eite  V ierte ljah r infolge 
d e r g e s te ig e r te n  S e lb stk o sten  d ie P re is e  für vo r
g ew a lz te  B löcke um  5 M, fü r K nüppel um 7,50 M, 
fü r P la tin en  und  F o rm e ise n  um  10 M fü r 1 t e r 
höht. G eg en ü b e r K rieg sb eg in n  s ind  d ie  P re ise  
fü r R ohb löcke um  20 M, für K nüppel um  27,50 M, 
fü r P la iin en  und  T rä g e r  um  30 M für l t  g e 
stiegen .

Förderung und Absatz des 
Kohlensyndikats.

F ö rd eru n g , A bsa tz  und  V ersand  von  K ohle sow ie 
V ersan d  von K oks und  B rike tts  im  ab ge lau fenen  
J a h re  sind  in  d e r fo lgenden  Z ah len tafe l auf- 
g e iü h rt:

1914 F ö rd e ru n g
arb e its täg lich e

F ö rd e ru n g
iirech n u n g s- j in  vH  d e r  I K oks. Brikett- 

V ersand  m ä ß ig e r B ete iligung  V ersand versand 
A bsatz

A iigast .
S ep tem ber
O ktober
N ovem ber
D ezem ber

1915 
J a n u a r  . 
F eb ru a r 
M ä rz . . 
A p r i l . . 
M ai . . 
Ju n i . . 
Ju li . . 
A ugust . 
S ep tem ber 
O ktober 
N ovem ber 
D ezem ber

1916 
J a n u a r  . 
F eb rn ar

4,62 (8,67) 
5,50 (8,56) 
6,04 (8,66)
5.75 (7,80) 
56,6 (7,96)

5,93 (8,23) 
5,66 (7,70) 
6,37 (8,12)
5.75 (7,91) 
5,83 (8,40) 
6,03 (7,91) 
6,56 (8,85)
6.33 (4,62)
6.33 (5,51) 
6,47 (6,04) 
6,28 (5,75) 
6,43 (5,66)

7,55 (5,93) 
7,71 (5,66)

177816 (333465) 
211905 (329273) 
223760 (320845; 
239721 (337 377) 
233452 (329805)

233452
235692
235888
239629
242 790
247 710
243 228 
243503 
243527
248 749 
260384 
255908

(331032) 
(320803) 
(312411) 
(329690) 
(336142) 
(338424) 
(327 974) 
(177 816) 
(211905) 
(223760) 
(239 721) 
(233452)

311226 (233 452) 
308502 (320803)

2,43 (5,63) 
3,52 (5,84) 
3,94 (5,40)
3.83 (5,02) 
3,62 (5,10)

3,72 (5,04)
3.50 (4,97)
3.84 (5,09)
3.49 (5,43) 
3,45 (5,79) 
3,61 (5,42) 
3,89 (6,06) 
3,68 (2,43) 
3,57 (3,52)
3.49 (3,57) 
3,26 (3.83)
3.51 (3,62)

2,55 (7,03) | 33,35 (92,26) 
4,12 (6,89) 154,00(90,44) 
4,67 (6,66) | 58,88 (84.18) 
4,60 (6,04) 65,29 188,90) 
4,47 (6,IS) 62,95(87,30)

,0,554 (1,79) 
0,871 (1,71) 
1,04 (1,70) 
0,55 (0,81) 
1,11 (1,62)

4.67 (6,15) 
4,48 (5,96) 
4,95 (5,91)
4.68 (6,35)
4.84 (6,64)
5.02 (6,28) 
5,33 (6,97)
5.03 (2,54) 
5,05 (4,12) I
4.84 (4,67) I 
4,41 (4,60) 
4,73 (4,46)

65,74 (83,24) 
63,52 (84,54) 
62,48 (77,47) 
66,46 (90,09) 
68,60 (90,51) 
70,16(91,51) 
67,16 (87,92) 
65,92 (33.35) 
66,20 (54,00) 
63,34 (58,88) 
62,08 (65,29) 
63,91 (62,95)

4,35 (3,72) i 6,00 (4,67) 68,68 (65,74) 
4,37 (3,50) ! 5,81 (4,48) 64,35(63,52)

1,19
1,22
1.36
1.36
1.51
1.51 
1,57 
1,53 
1,63 
1,56 
1,43 
1,55

(1,64)
(1,47)
(1,44)
(1,42)
(1,46)
(1.38)
(1.39) 
(0,534) 
(0,871) 
(1,04) 
( 1,02) 
(l .H)

0,114 (0,390) 
0,249 (0,386) 
0,329 (0,395) 
0,336 (0,321) 
0,356 (0,330)

0,350 (0,344) 
0.342 (0,330) 
0,365 (0,?44) 
0,330 (0,367) 
0,320 (0,376) 
0,326 (0,347) 
0,356 (0,401) 
0,340(0,114) 
0,336 (0,249) 
0,320 10,329) 
0,288 (0,360) 
0,296 (0,355)

1,99 (1,99) 0,353 (0,350) 
1,84 (1,22) 0,342 (0,342)
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Wie au s  d e r Z ah len tafel zu e rs e h e n , h a t die 
K ohlenförderung au c h  w eiterh in  zugen o m m en . 
Von der B eteiligung  sin d  im  J a n u a r  68,68 vH , 
im F eb ru a r 64,35 ab g e se tz t w orden  g eg e n  63,91 
vH im  D ezem ber u nd  62,08 vH im  N ovem ber. 
N och lebhafter ha t s ich  d e r  K oksabsatz g es ta lte t.
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Reichsbank, Bank von Eng
land, Bank von Frankreich.
Die D iskontpolitik  der g roßen  Z en tra lno ten 

banken is t in den  e rs ten  beiden  M onaten  des 
Ja h re s  1916 u n v erän d e rt geb lieb en . E s  b es te h t 
also in D eutschland, O esterre ich-U ngarn , E ng
land und F ran k re ich  ein D iskont von 5 vH, in 
Italien und S chw eden 5V2 vH, in  d er Schw eiz , 
den N iederlanden und Spanien i'/2 vH  und in 
Rußland 6 vH. Der P rivatd iskon t schw ank te  in 
B erlin  im  J a n u a r  zw ischen  4 '/8 und 43/*  im 
F eb ra r zw ischen 41/» und 4-/4 vH . In London b e 
w egte sich  d e r P rivatd iskon t im  J a n u a r  zw i
sch en  51/« und 5IA vH . im  F eb ru ar zw ischen 
5 l / 0 und 5 5/ 16 v H .

Bei der D e u t s c h e n  R e i c h s b a n k  ze ig t der 
M eta llbestand  im J a n u a r  und F eb ru ar eine w ei
te re  lan g sam e V erm ehrung  und zw ar von 2483 
(2153 bezw . 1489) Mill. M in der e rs ten  Ja n u a r
w oche auf 2502 (2303 bezw . 1668) Mill. M in der 
d ritten  F eb ruarw oche. E nde des M onats g ing  
der M eta llbestand  auf 2501 (2314 bezw . 1611) 
Mill. M zurück. D er G oldzufluß se lb s t ha t da 
gegen  keine V erm inderung , sondern  eine w eitere 
V erm ehrung  erfahren . Die W echse lbestände 
haben  sich  auch in den  le tzten  beiden  M onaten 
w eiter verm ehr). Sie b e tru g en  in  der ersten  
J an u arw o ch e  5389 (3802 bezw . 1168) Mill. M, 
s tiegen  bis in die d ritte  J an u arw o ch e  auf 5449 
(3720 bezw . 810) Mill. M, g ingen  b is  in die erste  
F ebruarw oche auf 5240 (3860 bezw . 787) Mill. M 
zurück und stiegen  dann aberm als  bis E nde des 
M onats auf 5781 (4095 bezw . 880) Mill. M. Der 
N otenum lauf ze ig te  zunächst eine E n tlastung . 
E r fiel von 6613 (4779 bezw. 2303) Mill. M auf 
6274 (4484 bezw . 1925) Mill. M, s tie g  vo rü b er
g ehend  E nde J a n u a r  w ieder auf 6502 (4659 bezw . 
2053) Mill. M an und g in g  dann  bis in die dritte 
F eb ruarw oche auf 6286 (4635 bezw . 1735) Mill. M 
zurück, um E nde des M onats erneu t auf 6554 
(4863 bezw . 1954) Mill. M anzuste igen . Die G old
d eckung  der Noten s te llte  sich E nde J a n u a r  auf 
37,7 vH, E nde F eb ru ar auf 37,6 vH, nachdem  sie 
vorübergehend  über 39 vH  be tragen  hatte . Die 
täg lich  fälligen V erbindlichkeiten  stiegen  von 
1882 (1630 bezw . 804) Mill. M in d e r ers ten  J a 
nuarw oche auf 2143 (1625 bezw . 860) Mill. M in

d e r dritten  Jan u a rw o ch e  und w aren  in der ersten  
F eb ruarw oche auf 1626 (1451 bezw . 769) Mill. M 
zu rü ck g e g an g en , um sich  dann bis E nde des 
M onats auf 1987 (1581 bezw . 905) Mill. M zu v e r
m ehren .

Bei d e r B a n k  v o n  E n g l a n d  ze ig t d e r M e
ta llbe stand  e ine  zunächst langsam e, d ann  ab e r 
dau e rn d e  S te ig e ru n g  und zw ar von 51,10 (68,85 
bezw . 37,11) M ill. £ , A nfang Ja n u a r  auf 54,98 
(63,87 bezw . 42,70) Mill. £  E nde F eb ruar. Die 
W echse lbestände haben  sich  d ag e g en  von 114,75 
(108,92 bezw . 32,09) Mill. £  A nfang Ja n u a r  auf 
93,34 (102,93 bezw . 37,99) Mill. £  E nde F eb ruar 
verrin g ert. Auch der N otenum lauf konnte w eiter 
e ingesch ränk t w erden . E r b e tru g  A nfang Ja n u a r  
35,19 (35,88 bezw . 29,04) Mill. £  und fiel nach 
e iner v o rü b erg eh e n d en  S te ig eru n g  A nfang F e 
b ru ar am  E nde des  halben  M onats bis auf 32,50 
(34,22 bezw . 28,21) Mill. £ . Die S taa tsgu thaben  
erre ich ten  am  26. J an u a r  mit 62,88 (47,39 bezw . 
9,82) Mill. £  ihren  h öchsten  S tand und w aren  
E nde F eb ru ar auf 52,62 (26,93 bezw . 20,63) Mill. £  
zu rü ck g e g an g en . Die P riv a tg u th ab en  haben sich 
von 105,84 (133,35 bezw . 46,54) Mill. £  Anf ang 
Ja n u a r  auf 96,39 (132,87 bezw . 43,44) Mill. £  E nde 
F eb ru a r erm äßig t.

Bei der B a n k  v o n  F r a n k r e i c h  is t der Me- 
a llbes tand  w ieder w eiter ges tiegen . E r  stellte  
sich am  A nfang des  Ja h re s  auf 5340 (1914 : 4142) 
Mill. F r, E nde J a n u a r  auf 5365 (4174) Mill. Fr, 
E nde F eb ru a r auf 5396 (4244) Mill. F r. Die 
W echse lbestände erfuhren  w eiter eine g e r in g 
füg ige  E rle ich terung , näm lich  von 2276 (1734) 
M ill. F r A nfang Ja n u a r  auf 2156 (1502) Mill. F r 
Ende F eb ru ar. D er N otenum lauf, der sich in 
den le tzten  M onaten  des verflo ssenen  Ja h re s  
verrin g ert hatte , ze ig t e ine  erneu te  S teigerung . 
In d e r ers ten  W oche des neuen  Ja h re s  w aren  
13 519 (6017) M ill. F r N oten vo rhanden , E nde F e 
b ru a r 14 295 (5763) M ill. F r. Die S taa tsgu thaben  
ze ig ten  ihren  n ied rig s ten  S tand im  Ja n u a r  mit 
26 (216) M ill. Fr, g ingen  v o rübergehend  A nfang 
F e b ru a r  auf 115 (145) M ill.F r herauf und fielen 
w ieder bis E nde des M onats auf 36 (2C0)Mill. Fr. 
D ie P riva tgu thaben  v erringerten  sich dauernd . 
E inem  H öchsts tände  von 2117 (640) Mill. F r A n
f ang J a n u a r  en tsp rich t ein n ie d rig s te r  S tand von 
1929 (764) Mill. F r am  17. F eb ruar. E nde des 
M onats w aren  die P rivatgu thaben  w ieder auf 
1942 (830) Mill. F r gestiegen .

I I I .  M I T T E I L U N G E N
AUS LITERATUR UND PRAXIS; BUCHBESPRECHUNGEN. 

INDUSTRIE UND BERGBAU.
Uber die elektrotechnischen Spezial

fabriken, ihre Leistungen im Kriege und 
ihre Bedeutung für die Deckung des 
Staatsbedarfs spricht sich Dr. Pa u l  
M e y e r , Berlin, in Nr. 6 der W ochen
schrift Der Staatsbedarf aus.

Im G egensatz zu den großen U nter
nehmungen der Elektroindustrie, die 
alle für die Deckung ihres Bedarfs 
erforderlichen G egenstände selbst her
steilen und durch ständige Angliede
rung w eiterer Erzeugniszweige den 
Bereich ihres H erstellungsgebietes 
immer um fassender gestalten , oder

ändern im Umfang kleineren Fabriken, 
die E rzeugnisse, die nicht innerhalb 
ihres eigentlichen Herstellungsbereiches 
liegen, von den Spezialfabriken bezie
hen, haben sich die letzteren auf einen 
bestim m t abgegrenzten Teil der elek
trotechnischen Fabrikation beschränkt 
und auf dem von ihnen bearbeiteten 
Gebiet die Spezialisierung in w eitest
gehendem  M aße durchgeführt. Durch 
diese bew ußte Beschränkung auf ein 
Sondergebiet w erden verschiedene Vor
teile erreicht. In erster Linie wird die 
Z usam m endrängung der Erzeugung
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auf wenige Stätten und M ittelpunkte 
mit ihren unverm eidlichen Nachteilen 
in sozialer Beziehung verm ieden, denn 
die Spezialfabriken können sich an 
O rten ansiedeln , wo sie die besten 
A rbeitsbedingungen für sich finden und 
wo neben passenden Arbeitskräften 
auch G elegenheit zu genügendem  Ab
satz gegeben ist. Sie verteilen sich 
daher auch im G egensatz zu den 
G roßfirm en, die ihre A rbeitstätten 
hauptsächlich in Berlin haben, im gan
zen D eutschen Reiche. W eiter können 
die Spezialfabriken gerade durch ihre 
Beschränkung die denkbar größte Voll
kom m enheit in ihren Leistungen er
reichen, wobei sie die Verfahren der 
M assenfabrikation nach M öglichkeit 
auszunutzen bestrebt sind. Die Be
dingungen, unter denen die Spezial
fabriken im Frieden arbeiten, befähigen 
sie ferner in besonderem  M aße, für 
die Deckung von K riegsbedarf einzu
treten und sich den Anforderungen, 
die der Krieg an sie stellt, schnell an 
zupassen. So w urden sie im gegen
wärtigen Kriege nicht nur den erhöhten 
Bedürfnissen an elektrotechnischem  
V erbrauchsm aterial, wie z. B. an Fern
sprechapparaten, K om m andoapparaten, 
M eßinstrum enten, Schaltanlagen, Elek
trom otoren usw. für die Kriegsmarine, 
für Gewehr-, G eschoß- und Pulver
fabriken, für W erften, W erkzeugm a
schinenfabriken und Stickstoffabriken 
ohne w eiteres gerecht, sondern sie 
konnten auch ihre Einrichtungen für 
die H erstellung von G ranaten, Zündern

usw. ohne w eiteres ausnutzen und da
durch den Betrieb in befriedigender 
W eise aufrecht erhalten.

Für die D eckung des S taatsbedarfs 
in Friedenszeiten hat sich das Vor
handensein und die Tätigkeit der Spe
zialfabriken in fortgesetzt steigendem  
M aße nützlich erw iesen, besonders in 
der H insicht, daß  bei A usschreibungen 
der Kreis der heranzuziehenden Firmen 
erw eitert w erden konnte, indem die 
V ergebung größerer Anlagen nach ge
trennten Losen möglich w urde. Die
ser U m stand gew innt für die Staats
verw altung eine um so größere Be
deu tung , als der Staat die Erzeugung 
elektrischen Strom es und dessen Ver
teilung für g roße Landesteile selbst in 
die H and zu nehm en bem üht ist. Die 
elektrotechnischen Spezialfabriken ge
ben ihm hierbei eine H andhabe , den 
M onopolen für Installation und M ate
riallieferung, die seitens der Großfirmen 
und der mit ihnen verbundenen T rust
gesellschaften geschaffen w urden, wirk
sam entgegenzutreten. Auch für die 
großen U nternehm ungen der Privat
industrie , die m ehr und m ehr dazu 
übergehen, elektrotechnische Bureaus 
einzurichten, denen sie die ständig  not
w endige V ergrößerung und V erwaltung 
ihrer um fangreichen elektrotechnischen 
Betriebe zuw eisen, ist das Bestehen 
der kleineren Spezialfabriken neben 
den U nternehm ungen der elektrotech
nischen G roßindustrie von w esentlicher 
B edeutung.

HANDEL UND VERKEHR; GELDW ESEN.
Bilanz-Analyse. Ein Führer durch 

veröffentlichte Bilanzen. Von Dr. P a u l  
G e r s t n e r .  Zweite, neu bearbeitete 
Auflage. Berlin 1915, H aude & Spener- 
sche Buchhandlung. 312S. Preis 10 M.

In der so um fangreichen Bilanz
literatur, über die w ir heute verfügen, 
lassen sich leicht d rei Abteilungen 
unterscheiden.

Zu der ersten rechne ich die b i 
l a n z t e c h n i s c h e n  W erke, die 
die Technik der Entstehung der Bilanz 
aus einem gegebenen Rechnungssystem  

- m eist dem jenigen der doppelten 
B uchführung —, den sogenannten Ab
schluß behandeln. Diese G ruppe ist 
eng mit der B uchhaltungsliteratur ver
bunden.

Eine zweite A bteilung um faßt die 
j u r i s t i s c h e n  A bhandlungen über 
die vielen ebenso interessanten wie 
verw ickelten und fü r die Praxis be
deutsam en R echtsfragen, die m it der 
A ufstellung der Bilanz und den ge
setzlichen Bestim m ungen über die Bi
lanzen Zusamm enhängen. Dieses Bi- 
lanzrecht hat in der G egenw art eine 
besonders um fangreiche L iteratur ge
zeitigt.

Endlich gibt es noch eine dritte 
nicht sehr reichhaltige Bilanzliteratur, 
die an die B ilanzveröffentlichung an
knüpfend den Sinn und die Bedeutung 
der einzelnen Bilanzposten und deren 
Beziehungen zu einander im Hinblick 
auf Lage und Entw icklung des U nter
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nehm ens zu ergründen versucht: 
A n a l y s e  u n d  K r i t i k  d e s  
p r i v a t w i r t s c h a f t l i c h e n  B i 
l a n z  i n h a 11 s ist ihr Thema.

Zu dieser letzteren G ruppe, und zwar 
als eines der w ichtigsten W erke dieser 
Art, gehört G erstners „Bilanz-Ana
lyse“ , die vor drei Jahren in erster 
Auflage erschien und damals als ein 
in teressanter neuartiger Versuch, dem 
allerdings noch M ängel in den Ein
zelheiten der Bearbeitung anhafteten, 
bezeichnet werden konnte.

D er V erfasser hat in der vorlie
genden zweiten Auflage mit Recht den 
ersten  Teil des Buches (Bilanzbegriff, 
Veröffentlichung, B edeutung und Be
w ertung  der einzelnen Aktiva und P as
siva), der sich auf stark ausgetre
tenen Pfaden bewegte, gekürzt und 
dafü r den zweiten, charakteristischen 
Teil (analytische Betrachtungen auf 
G rund der veröffentlichten Rechnungs
legungen der Aktienvereine) erw eitert.

Zum ersten Teil möchte ich u. a. be
merken, daß, wie ich schon in meiner 
Kritik der ersten Auflage dieses Buches 
ausführte (in den „Handels-Hochschul- 
N achrichten“ , Beilage zur Deutschen 
W irtschafts-Zeitung IX. Jahrg. S. 
154), das auf S. 54 erw ähnte englische 
Bilanzschema aus der Companies Act 
beseitig t w orden ist. Auch sind m. E. 
die H albfabrikate (vergl. S. 74) nicht

als Betriebs-, sondern als V eräu
ßerungsgegenstände aufzufassen.

Im zweiten Teil behandelt G erstner 
das Verhältnis der Aktiva zu den Pas
siva, wobei er auf S. 174 au sfü h rt: „P as
siva sind nötig, denn ohne Passiva Keine 
Aktiva. Sie sind eher vorhanden als 
die Aktiva. Aus ihnen resultieren die 
Aktiva erst und bilden dann ihre Dec
kung.“ Diese C harakteristik des V er
hältnisses ist m. E. unzutreffend. Viel
m ehr sind Aktiva und Passiva zwei 
verschiedene Erscheinungsform en d er
selben Sache, nämlich des Kapitals 
der U nternehm ung, und man kann 
ebensow enig behaupten, daß die 
Passiva das prim äre und die Aktiva 
das sekundäre sind, wie um gekehrt.

Interessant ist die Analyse des V er
m ögens im Zusam m enhang mit den 
Beispielen, die der V erfasser bringt, 
w ährend die Analyse der Gewinn- und 
Verlust-Rechnung zu w enig eingehend 
behandelt ist. Den Schluß des 
Buches bildet die Frage der R enta
bilität.

Das Buch ist ein anerkennensw erter 
Beitrag, der dem Leser, der sich über 
den privatw irtschaftlichen Sinn des Bi
lanzinhalts unterrichten will, gute 
D ienste leisten wird.

Univ.-Prof. Dr. Al b .  C a 1 m e s , 
Frankfurt a. M.

W ELTW IRTSCHAFT.
Deutschland, England, Amerika.

Angesichts des jetzigen w irtschaft
lichen Krieges, in dem England die 
V ernichtung der deutschen Volks
w irtschaft anstrebt, dürfte es von all
gemeinem Interesse sein, einmal die 
Entwicklung der drei Länder D eutsch
land, England und Amerika zu be
trachten und zu vergleichen, wo 
die G estaltung günstiger gewesen 
ist und wo der Aufstieg sich schneller 
vollzogen hat. F ü r eine solche Z u
sam m enstellung bietet ein sehr brauch
bares Material eine kürzlich heraus
gegebene Statistik des Londoner 
Board of Trade, die einen Z eit
raum von 20 Jahren umfaßt. Das 
Londoner Bureau hat sowohl die 
landwirtschaftliche, als auch die indu
strielle Entwicklung und schließlich 
die Ausbreitung des Außenhandels und 
■des V erkehrsw esens ins Auge gefaßt.

Dabei zeigen sich für D eutsch
land Ergebnisse, mit denen wir außer
ordentlich zufrieden sein können, ln 
keiner einzigen Spalte finden wir bei 
Deutschland einen Rückgang, überall 
nur S teigerungen, die teilweise ganz 
ungeheuer gew esen sind, wenn sie 
auch naturgem äß h in ter den am erika
nischen Zahlen Zurückbleiben. Bei 
keiner einzigen Ziffer finden wir, daß 
die Schnelligkeit der Entw icklung in 
England g rößer w ar als in D eutsch
land. Im Gegenteil, das Zeitmaß der 
S teigerung ist bei uns überall w e
sentlich flinker als im Inselreiche, 
wenn auch die absoluten Zahlen viel
fach noch kleiner sind.

Bem erkensw ert sind die Zahlen 
über die landw irtschaftlichen V erhält
nisse in den drei Ländern. Die g e 
sam te A n b a u f l ä c h e  hat sich in 
England im Laufe von 20 Jahren von
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13,98 Mill. Acres (5,59 Mill. ha) auf
12,79 Mill. Acres (5,11 Mill. ha), d .i. 
um 9 vH  verringert. Im G egensatz 
dazu h a t sich in D eutschland das 
A real von 42,17 (16,86 Mill. ha) auf 
45,41 Mill. Acres (18,16 Mill. ha), also 
um  8 vH  erhöht. Diese Zahlen bleiben 
■aturgem äß erheblich h in ter den 
am erikanischen zurück, wo infolge 
der Inangriffnahm e von Neuland 
die landw irtschaftliche Fläche von 
165,46 auf 243,37 Mill. Acres, d .h . 
von 66,18 Mill. ha auf 97,34 Mill. ha 
gew achsen ist. H ier ist also eine V er
m ehrung um 47 vH  eingetreten. Stellt 
m an die einzelnen G etreidearten einan
der gegenüber, so erg ib t sich, daß die 
W e i z e n - E rnte in der angegebenen 
Zeit in E ngland um 6 vH zurückge
gangen, in D eutschland um 38 vH g e
stiegen ist. D iese Zahl stellt der Lei
stungsfähigkeit der deutschen Land
w irschaft ein glänzendes Zeugnis aus, 
denn sie ist nur zu einem geringen Teil 
auf die A usdehnung der Anbaufläche 
zurückzuführen, der g röß te  Teil hängt 
vielm ehr mit d er S teigerung  des 
B odenertrages dank d er verbesserten 
A rbeitsm ethoden zusam men. Anders 
w ar die Entw icklung in den V erei
nigten S taaten  von Amerika. D ort 
ist die Anbaufläche um 47 vH, der 
E rtrag  aber nur um 37 vH gestiegen. 
D er D urchschnittsertrag hat sich 
also in Amerika verringert. Ja, 
die S teigerung ist sogar kleiner 
als in Deutschland. Die absoluten 
Zahlen sind indes in Amerika ganz 
wesentlich höher als in Deutschland. 
England erzeugt 7,59 Mill. Q uarters 
(1,65 Mill. t)  W eizen, D eutschland 
20,02 Mill. (4,35 Mill. t) und Am e
rika 85,74 Mill. (18,66 Mill. t).

D er E rtrag  an G e r s t e  ist in 
England um 24 vH zurückgegangen, 
in D eutschland dagegen um 44 vH 
und in Amerika um 182 vH gestiegen. 
Bei H a f e r  is t die, Entw icklung für 
D eutschland noch günstiger. Einem 
R ückgang von 2 vH in England steht 
in D eutschland eine S teigerung um 
80 vH gegenüber. In Amerika ist eine 
V erm ehrung um 154 vH eingetreten. 
Am besten steht D eutschland in 
bezug auf die R o g g e n -  Erzeugung 
da. W ährend England fast g ar keinen 
Roggen hervorbringt, ist in D eutsch
land die R oggenem te von 37,37 Mill. 
Q uarters (8,13 Mill. t) auf 60,28 Mill. 
Q uarters (13,19 Mill t), also um 61

vH  gestiegen. Das ist sow ohl absolut 
als auch relativ m ehr als in Amerika, 
denn d o rt stieg die R oggenerzeugung 
nur von 3,58 (0,7 Mill. t) auf 4,18 
Mill. Q uarters (0,9 Mill. t), d. h. um 
17 vH. Sehr glänzend ist auch das 
Verhältnis bei den K a r t o f f e l n .  
Die englische K artoffelernte hat sich 
nur um 2 vH verm ehrt, nämlich von 
5,63 auf 5,72 AMI1, t  , die deutsche 
dagegen von 27,53 auf 49,40 Mill. t, 
d. h. um 79 vH. ln Amerika ist zw ar 
der G rad der S teigerung beträchtlich 
höher als bei uns, die absolute Zahl 
aber niedriger. Amerika erhöhte seine 
Erzeugung von 4 auf 10,92 Mill. t> 
erzeugt also nur den fünften Teil 
der deutschen K artoffclm enge. Der 
Prozen tsatz  der S teigerung  beträgt 
aber 160 vH.

M ehr in die Augen fallend als die 
G estaltung der landw irtschaftlichen Er
zeugung sind die Ziffern des M o n 
t a n g e w e r b e s .  In England betrug 
die R oheisenerzeugung im Jahre 1893 
6,97 Mill. t, im Jah re  1913 10,47 Mill. 
t. Sie ist also um 50 vH  ge
wachsen. D eutschland, das im Jahre 
1893 um' 2 Mill. t  in der Roheisener
zeugung zurückstand, hat Eng
land jetzt um SO vH  überflügelt: 
denn in D eutschland ist die Ziffer 
der E isenerzeugung von 4,90 auf
18,98 Mill. t, d. h. um 287 vH ge
stiegen. Die V ereinigten Staaten 
können naturgem äß m it ganz ändern 
Zahlen aufw arten. H ier be trug  die 
S teigerung  337 vH , die Erzeugung 
im Jahre 1913 31,16 Mill. t.

Noch g rö ß er ist das Anwachsen der 
S t a h l e r z e u g u n g  in Deutschland. 
England fabrizierte im Jahre 1893 
2,92 Mill. t ;  im Jah re  1913 betrug 
die E rzeugung 6,90 Mill. t, d. h. 136 
vH mehr. D eutschland ha t dagegen 
in der gleichen Zeit seine Stahlerzeu
gung  versechsfacht, nämlich von 3 
auf 18,65 Mill. t. D eutschland er
zeugt also jetzt 3 mal soviel Stahl wie 
England, ab er im m er noch w eniger als 
Amerika, das in der gleichen Zeit ein 
Anwachsen von 4,07 auf 32,76 Mill. t. 
d. h. um 715 vH zu verzeichnen hat.

Bei der K o h l e n g e w i n n u n g  
steh t D eutschland allerdings sowohl 
h in ter England, als auch h in ter Ame
rika zurück. ln England wurden 
1893 164,32 Mill. t, 1913 287,11 Mill. t 
Kohlen gew onnen, d. h. 75 vH mehr. 
In D eutschland betragen die Z ah
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len 72,66 und 188,43 Mill. t. Die 
Gewinnung hat sich also bei uns 
doppelt so schnell verm ehrt wie 
in England, wenn sie auch zahlen
mäßig hinter England zurückbleibt. In 
den V ereinigten S taaten von Amerika 
ist eine S teigerung um 210 vH, näm
lich von 162,81 auf 504,46 Mill. t 
eingetreten. Amerika fördert demnach 
fast doppelt soviel Kohlen wie E ng
land.

Betrachtet man den V e r b r a u c h  
der w ichtigsten Rohstoffe in der M on
tanindustrie, nämlich Eisen und Kohle, 
so zeigt sich, daß Deutschland h ier
bei im Vergleich zu England sehr 
gu t abschneidet. Diese V erbrauchs
berechnung beruht auf der Erzeugung 
zuzüglich der Einfuhr und abzüglich der 
Ausfuhr. Der V erbrauch von E i s e n  
in England stieg von 6,17 auf 9,57 
Mill. t, d. h. um 55 vH. In D eutsch
land beträgt er jetzt doppelt soviel 
wie in England. E r wuchs von 5,01 
auf 18,33 Mill. t, d .h . um 264 vH. 
In Amerika betragen die Z ah len : 
für 1893 7,15 Mill. t, für 1913 31,03 
MiH1. t, der G rad der Erhöhung -ist also 
334 vH.

Beim K o h l e n v e r b r a u c h  weist 
England eine Zunahm e um 56 vH, 
nämlich von 134,99 Mlp. t  auf ,210,13 
Mill. t  au f; Deutschland dagegen von 
65,27 auf 153,55 Mill. t, das sind 
135 vH. In Amerika ist der Kohlen
verbrauch m ehr als doppelt so groß 
wie in England. E r erhöhte sich von 
161,13 auf 482,42 Mtill. t, d .h . um 
199 vH.

In den E i n f u h r z a h l e n  steht 
Deutschland bezüglich der Steige
rung an der Spitze der drei Staa
ten. In England betrug der W ert 
der E infuhr 1893 345,80 .Mill. £ ,  
1913 659,37 Mill. £ ,  das sind 
91 vH mehr. In Deutschland ist ein 
Anwachsen um 170 vH, nämlich von
194,79 auf 525,85 Mill. £  festzustellen. 
Viel geringer sind, was ja auch ganz 
natürlich ist, die Zahlen in Amerika. 
Die Einfuhr stieg von 177,03 auf 369,91 
Mill. £ ,  d .h . also um 109 vH. Z er
gliedert man die Einfuhr in R o h m a 
t e r i a l i e n  und F a b r i k a t e ,  so- 
ergibt sich, daß in England die Ein
fuhr an Rohmaterialien um 117 vH, 
in Deutschland um 190 vH und in 
Amerika um 198 vH gestiegen ist, 
w ährend die E infuhr an Fertigfabri
katen in England um 116 vH, in

Deutschland um 180 vH und in A m e
rika um 110 vH angew achsen ist.

Am schnellsten hat sich die A u s 
f u h r  in Deutschland entwickelt. 
England steigerte die A usfuhr von 
218,26 Mill. £  auf 525,46 Mill. £ ,  
Deutschland von 152 Mill. £  auf 495,63 
Mill. £ .  Die Zunahm e betrug  in E ng
land 141 vH , in Deutschland aber 
246 vH. Diese Zahl zeigt, daß vor 
dem Kriege die deutsche A usfuhr an 
die englische Z iffer sehr nahe heran 
gekom m en war. W eniger schnell a ls 
in Deutschland ist die A usfuhr in der 
Zeit von 1893 bis 1913 in den V er
einigten Staaten gestiegen, nämlich 
von 173,13 auf 505,93 Mill £ ,  d .h . 
nur um 192 vH. Zergliedert man die 
A usfuhr in R o h m a t e r i a l  und F a - 
b r i k a t e , so ergib t sich, daß in 
beiden Erzeugnissen Deutschland seine 
A usfuhr m ehr steigern konnte als E ng
land, zum Teil eine Folge der in 
den letzten Jahren angew achsenen G e
treideausfuhr. Aber die Ausfuhr von 
Fertigfabrikaten ist in Deutschland
doppelt so schnell gestiegen wie in 
England. Die A usfuhr von Roh
m aterial wuchs nämlich in der a n 
gegebenen Zeit in England um 238 
vH, in Deutschland um 243 vH, in 
Amerika um 196 vH. Die absoluten 
zahlen sind:

Mill. £
1893 1913

England . . . .  20,65 69,89
Deutschland . . . 32,84 112,74
Amerika . . . . 51,51 152,28

Viel w ichtiger als die A usfuhr an 
Rohmaterialien ist diejenige an F a 
brikaten. H ier hat Deutschland absolut 
die A m erikaner überflügelt, wenn auch 
relativ der G rad der Steigerung in 
Amerika höher war. Der Prozentsatz 
der Zunahm e der A usfuhr von  Fabri
katen betrug in England 121 vH , in 
D eutschland 239 vH  und in den V erei
nigten Staaten von Amerika 563 vH. 
Die absoluten Zahlen sind:

Mill. £
1893 1913

England . . . .  185,93 411,57
Deutschland . . . 98,23 332,83
Amerika . . . .  37,29 247,29

Ein sehr lehrreiches Bild g ib t auch 
der E i s e n b a h n g ü t e r v e r k e h r  
in den drei Staaten. E r wuchs in 
England in der angegebenen Zeit von 
42,86 Mill. £  aut 64,04 Mill. £ ,  d. h 
um 49 vH, in der gleichen Zeit stei
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gerte  er sich in D eutschland von 44,91 
auf 10S,41 Mill. £ ,  d .h . um 141 vH. 
in  Amerika w ar ein Anwachsen 
von 166,52 auf 409,42 Mill. £ ,  
d .h .  um 146 vH festzustellen. V er
gleicht man die Eisenbahneinnahm en 
fü r 1 km, so erg ib t sich in D eutsch
land eine S teigerung  um 73 vH , in 
England um 30 vH, in Amerika um 
62 vH.

Schließlich sei aus der Statistik 
noch die B e v ö l k e r u n g s b e w e 
g u n g  hervorgehoben .

ln England w ohnten 1893 38,49
Millionen Einw ohner, 1913 46,03 Mil
lionen. Die Zunahm e be trug  also 20 
vH . In d er gleichen Zeit stieg die 
E inw ohnerzahl in D eutschland von 
50,75 auf 66,83 Millionen Einw ohner, 
also um 32 vH. ln Amerika sind die 
Z ahlen absolut und relativ höher als 
bei uns. Es ist ein Anwachsen von 
66,34 auf 97,02 Millionen Einw ohner, 
d. h. um 46 vH festzustellen. Dabei 
ist aber zu bem erken, daß die V er
m ehrung in D eutschland und England 
fast ausschließlich auf G eburtenüber
schuß zurückzuführen ist, in Amerika 
dagegen auch auf die E inw anderung 
aus ändern Ländern.

O t t o  J ö h 1 i n g  e r.

Französische Kapitalanlagen in der 
Türkei.

Frankreich w ar bis zum Kriege der 
stärkste  G eldverleiher Europas und 
Paris  d er g röß te  internationale K apital
m arkt der W elt. W ährend die übrigen 
Länder, wie beispielsweise England 
und H olland, ihre Kapitalien m eist 
nach überseeischen Ländern leiteten 
und D eutschland vorw iegend auf dem 
am erikanischen M arkte Anlage suchte, 
legte Frankreich seine Kapitalien zum 
g röß ten  Teil in Europa an. W ie stark  
das V erhältnis der Auslandanlage zu 
der Anlage in inländischen W erten  in 
Frankreich  w ar, bew eist der U m stand, 
daß beispielsweise von 24 Milliarden 
W erten, die in den letzten 20 Jahren  von 
den französischen Banken ausgegeben 
w urden, 15 M illiarden auf ausländische 
A nlagew erte entfielen, w ährend 
D eutschland von 42 M illiarden 
W erten, die es in den letzten 
25 Jahren  ausgab, nur 10 Milliarden 
im Ausland anlegte. Die Ausland
anlage Frankreichs in europäischen 
W erten  nahm  eine von Jah r zu Jahr 
Teigende Richtung an. In dem letzten

Jahrzehnt legte Frankreich nur 9633 
Mill. F r  in inländischen S taats- und 
Städteanleihen sow ie gewerblichen 
U nternehm ungen an, w ährend es zu 
dem selben Zweck und im selben Zeit
raum  25 090 Mill. F r an das Ausland 
abgab. Daß dabei volks- und w elt
w irtschaftliche M otive geltend waren, 
ist zweifellos, doch spielten die poli
tischen G esichtspunkte eine mindestens 
ebenso w ichtige Rolle. Ein schla
gendes Beispiel h ierfü r ist Rußland, 
dessen geldliche A bhängigkeit von 
F rankreich m ehr oder w eniger auch 
eine politische bedingt. Üebrigens 
ist es eine allgem eine Erfahrungs
ta tsache sow ohl im Privat- wie auch 
im S taatenleben, daß der Geldnehm er 
nicht nu r in eine gew isse materielle, 
sondern  auch m ehr oder m inder in 
eine m oralische A bhängigkeit vom 
G eldgeber gerät. Es is t daher be
sonders in teressant für uns, festzu
stellen, welche finanziellen Interessen 
Frankreich in der Türkei hatte, bei 
d er die französische Geldpolitik nicht 
verfing, die sich vielm ehr einige Mo
nate nach Beginn des W eltkrieges auf 
die Seite der M ittelm ächte stellte.

Im Jahre 1910 be tru g  der Anteil 
Frankreichs an den in der Türkei an
geleg ten  europäischen Kapitalien 
2500" Mill. F r, w ährend Deutschlands 
Kapitalanlage 900 Mill. Fr und 
diejenige Englands 750 Mill. Fr 
betrug. \ Die geldlichen Interessen 
Frankreichs in der Türkei über
treffen  also die D eutschlands und 
Englands zusam m en um fast das Dop
pelte. Die Summ e von 2500 Mill. Fr 
ist einesteils in S taatsanleihen ange
legt, andernteils in verschiedenen 
Privatun ternehm ungen , von denen ein
zelne ausschließlich mit französischem 
Kapital arbeiten. Nach d er Cote de 
la Bourse de Paris hat Frankreich 
55 vH der o ttom anischen Schuld ge
deckt, w ährend  D eutschland 30 vH 
und England n u r 5 vH  d er ottom a
nischen S taatsanleihe in H änden hat.

Nach dem  A nlageobjekt gliedert sich 
die französische K apitalanlage in der 
Türkei in 1500 Mill. F r  S taatspa
piere, 375 Mill. F r E isenbahnen, S7,5 
Mill. F r  Banken- und K reditinstitute, 
100 Mill. F r G rundeigentum , 62,5 Mill. 
F r G ruben und industrielle Anlagen, 
56,25 Mill. F r  G eschäftshäuser, 50 Mill. 
F r Seeunternehm ungen. Namentlich 
is t Frankreich finanziell stark  an der
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Kaiserlich O ttom anischen Bank und an 
der Saloniker Bank beteiligt; es liefert 
etw a */f des frem den Kapitals in den 
K reditunternehm ungen der Türkei. 
Von E isenbahnuntem ehm ungen ist 
es hauptsächlich beteiligt an der Linie 
Damaskus-Ham ah und deren V erlän
gerung  (122 Mill. Fr), an der Linie 
balonik-Konstantinopel (160 Mill. Fr), 
an der Linie Sm ym a-Cassaba (126 
Mill. Fr) und an d er Linie Salonik- 
M onastir (60 Mill. Fr).

A ußerdem  ist Frankreich an der tü r
kischen Tabakregie mit 10 Mill. F r

und an Hafen-, Gas-, W asser- und 
G rubenanlagen in Beyruth und Kon
stantinopel mit m ehr als 30 Mill. Fr 
interessiert.

Es ist h ie r nicht möglich, die ein
zelnen U nternehm ungen nam haft zu 
machen, die mit französischem Kapital 
arbeiten. Die H öhe der angeführten 
Zahlen ergibt aber, sogar bei Aus
schaltung d er Saloniker Zone, ein Bild 
von den gew altigen Interessen, die 
Frankreich vor A usbruch des K rieges 
in der Türkei hatte.

Dr. U n g e h e u e r ,  Luxem burg.

W IRTSCHAFT, RECHT UND
Ist ein Warenauizug ein Bauwerk?
U nter Hinweis auf meine Arbeit 

„W as is t ein Bauwerk“  in dieser 
M onatschrift Jahrg. 1911, Seite 398 
möchte ich auf eine Entscheidung des 
Reichsgerichts vom 29. April 1913 
VII 12 aufmerksam machen, welche 
sich in der Frage beschäftigte, ob 
ein W arenaufzug ein Bauwerk sei.

Bei Einklagung des Restguthabens 
für die einem A rchitekten gelieferten 
Arbeiten, zu denen auch zwei W aren- 
autzüge in einem von dem  Archi
tekten gebauten  H ause gehören, e r
heb t dieser W iderklage und verlangt, 
daß die Aufzüge zurückgenom men und 
die darauf gezahlten B eträge zurück
gezahlt w erden. D er klägerische Lie
ferant erhebt h iergegen den Einspruch 
der V erjährung auf G rund des § 638 
des B. G. B. und behauptet — meines 
Erachtens m it Recht —, daß die Auf
züge nicht als Bauwerk gelten können, 
w ofür die V erjährung allerdings erst 
nach 5 Jahren erfolgt. Die Vorin
stanzen haben die W iderklage des 
.Architekten abgew iesen, das Reichsge
richt jedoch ha t über die Sache eine 
abw eichende Auffassung, welche der 
Llrteilsbegründung wie folgt entnom 
men is t  Es sag t u. a.:

„U nzureichend ist die vom Beru
fungsgericht für die Bestimmung der 
V erjährungsfrist gegebene B egrün
dung. Diese F rist be träg t nach § 63S 
bei Bauwerken fünf Jahre, bei Ar
beiten an einem G rundstück ein Jahr, 
in ändern Fällen sechs M onate. Das 
B erufungsgericht nim mt an, die 
Leistung des K lägers habe nicht, wie 
vom Beklagten verlangt worden w ar, 
als ein Bauwerk, sondern als Arbeit
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an einem G rundstück zu gelten, w es
halb nicht die im Zeitpunkte der E r
hebung der W iderklage allerdings 
noch  nicht verstrichene fünfjährige, 
sondern die damals abgelaufene Ein
jährige V erjährungsfrist anzuwenden 
sei. Freilich w ürde daraus, daß die 
Aufzüge etw a nach ihrer E infügung 
in das Lagerhaus als dessen w esent
liche Bestandteile anzusehen w ären, 
nicht m it dem Landgericht ohne w ei
teres gefolgert w erden können, daß 
der K läger ein Bauwerk im Sinne des 
§ 638 geleistet habe. Das Verhältnis 
des wesentlichen Bestandteils kann 
vorliegen, w iewohl der U nternehm er 
mit der neben d er H erstellung der 
Aufzüge, als an sich bew eglicher 
Sachen, übernom m enen Einfügung 
in das G ebäude nichts als g e
wöhnliche Zusam m enstellungs- und 
A nbringungsarbeit geleistet hat. .An
derseits aber erfordert der Begriff des 
Bauwerks im Sinne des § 638 keines
w egs, daß, wenn es sich um ein G e
bäude handelt, ein einziger U nter
nehm er das G ebäude als Ganzes h er
gestellt hat. Als Bauwerk sind auch 
die Einzelleistungen d er verschiede
nen das G ebäude in seinen einzelnen 
Teilen oder G liedern herstellenden 
U nternehm er anzusehen, w enn, wie 
es nicht selten geschieht, die Bauver
dingung nicht im Ganzen, sondern in 
dieser W eise gesondert erfo lg t ist. 
Bauwerk leistet in solchen Fällen jeder 
U nternehm er, ohne dessen Leistung 
das G ebäude als solches nicht fertig
gestellt ist. Sind fü r die E rrichtung 
eines Lagerhauses, wie es h ier anschei
nend der Fall w ar, von vornherein 
W arenaufzüge vorgesehen, so w ir;
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es, fvenn der mit deren H erstellung 
betrau te  U nternehm er auch ihre Ein
fü g u n g  übernom m en hat, ganz von 
der A rt dieser E infügung abhängen, 
ob  m an anzunehm en hat, daß e r an 
seinem Teile das G ebäude als solches 
mit fertigstellt, oder daß e r die Auf
züge nu r in die erforderliche V erbin
dung mit dem an sich fertiggestellten 
G ebäude bringt. Im letzteren Falle 
leistet er eine M onteurarbeit, im 
crsteren  ein Bauwerk. Zu der h ie r
nach erforderlichen B eurteilung reichen 
die Feststellungen des B erufungsge
richts n icht aus. Insbesondere bleibt 
unklar, in w elcher W eise die F üh 
rungsschienen, w orin die Aufzüge auf- 
und niedergehen, vom K läger ange
bracht, ob sie etwa nur an vorhan
denes und dazu bereits entsprechend 
vorbereitetes M auerw erk angeschraubt 
oder ob sie vom Kläger eingem auert 
worden sind.“

Danach will als. das Reichsgericht 
es von der Art d . r  E infügung der 
W arenaufzüge abhängig machen, ob es 
sich um ein Bauwerk handelt oder nicht. 
Es kom m t ihm daraui an, zu wissen,

ob die Führungsschienen bei dem Lie
feranten des W arenaufzuges an vorhan
denem  M auerw erk angebracht, ob sie 
etw a nu r an vorhandenes o d e r dafür 
bereits vorbereitetes M auerw erk an 
geschraubt, oder ob  sie vom Liefe
ranten eingem auert w orden sind. Im 
letzteren Falle scheint die Ansicht des 
Reichsgerichts die zu sein, daß der 
Lieferant Bauwerk geleistet hat. Zwei
fellos gehören  die Führungsschienen, 
wie sie auch befestig t sind, zum Bau
w erk, der Aufzug selbst aber nicht, 
wie ich das auch in m einer oben
erw ähnten A rbeit vom technischen 
S tandpunkt dargestellt habe. Der 
B ahnkörper mit den Gleisen, gleich
viel, wie sie befestig t sind, ist der 
W  e g  und unterscheidet sich deshalb 
scharf von den F a h r z e u g e n ,  wozu 
auch der W arenaufzug gehört, um 
so mehr, als er lediglich zur F ö r d e 
r u n g  von Lasten dient. Technisch 
vollkommen un tergeordnet bleibt die 
Befestigungsw eise der Führungsschie
nen. Letztere gehören  zum Bauwerk, 
der Förderkorb  mit G egengew ichten 
jedoch nicht. K a r l  B e r n h a r d .
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